
Warum  muss  die
Umweltbewegung  international
sein?
Von Felix Ruga, aus der REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Die Klimakrise betrifft uns zwar alle, aber manche Menschen leiden stärker
unter ihren Folgen als andere. Schon das durch das Pariser Klimaabkommen
gesetzte Klimaziel von höchstens 1,5° Erderwärmung wird die verletzlichen
Bevölkerungen überproportional stark treffen. Die Hauptsymptome dessen
dürften  sein:  Unsichere  Nahrungsmittelversorgung,  höhere
Lebensmittelpreise,  Einkommensverluste,  negative  Auswirkungen  auf  die
Gesundheit  und  Vertreibung  von  ihrem  Zuhause,  zum  Beispiel  durch
Wetterextreme  oder  sich  ausbreitende  Wüsten.

Das  kommt  nicht  nur  durch  die  klimatischen  und  geographischen
Verhältnisse  am  Wohnort  selbst,  wodurch  zum  Beispiel  in  einigen
afrikanischen Ländern der Ertrag von Mais, Weizen und Hirse jetzt schon
sinkt, während der Großteil des „globalen Nordens“ weniger betroffen ist.
Sondern es geht auch darum, wie viel Einkommen man innerhalb der Länder
hat: Arme Menschen sind besonders verletzlich, da diese einen Großteil ihres
Geldes  für  Essen  ausgeben  und  bei  Ernteausfällen  nicht  die  steigenden
Preise mittragen können.

Außerdem  fehlt  ein  finanzieller  Puffer,  um  nach  Naturkatastrophen  wie
Überschwemmungen die zerstörte Lebensgrundlage zu erneuern. Sowieso
hat  dann  wohl  auch  schon  vorher  das  Geld  gefehlt,  um  wie  reichere
Menschen ihr Haus abzusichern, zum Beispiel durch eine stabile Bauart oder
Wasserablaufsystemen.

Gleichzeitig haben wir aber den Punkt, dass die Menschen, die am stärksten
unter  dem  Klimawandel  leiden,  ihn  nicht  verursacht  haben.  Eine  sehr
beeindruckende  Zahl:  Die  gesamten  CO2-Emissionen  seit  der
Industrialisierung. Im Zeitraum von 1751 bis 2018 haben die USA und die EU
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zusammen etwa die Hälfte der globalen CO2-Emissionen verursacht – China
etwa 13 Prozent, Afrika und Südamerika je rund 3 Prozent.

Solche Statistiken zum CO2-Ausstoß sind zwar heftig, aber letztendlich auch
nicht so unendlich aussagestark: Wir leben nämlich in einer international
verbundenen Welt.  Wo das CO2 emittiert wird, sagt nur indirekt, welche
Konzerne letztendlich von diesem CO2 profitieren und wohin das Geld fließt.
Hierfür könnte ein Begriff nützlich sein: Der Umweltimperialismus.

Was heißt Umweltimperialismus?
Im marxistischen Sinne spricht man beim Begriff „Imperialismus“ von einem
kapitalistischen Stadium, in dem sich das Weltsystem befindet. Es geht dabei
nicht um eine bestimmte ausbeuterische Politik, sondern muss wirklich als
weltweites System begriffen werden. Dieses zeichnet vor allem aus, dass in
wichtigen Sektoren keine wirklich freie Konkurrenz mehr herrscht, sondern
die früher kleinen Betriebe immer weitergewachsen sind und immer mehr
ihre  Konkurrenz  aufgefressen  haben,  sodass  jetzt  große  multinationale
Konzerne wie  Google,  Nestle  oder  Volkswagen ihre  Märkte  kontrollieren
können.  Diese  sind  beheimatet  in  den  sogenannten  „imperialistischen
Zentren“, zu denen Deutschland gehört, aber auch die USA, China, Russland
und so weiter. Die Welt ist mehr oder weniger unter diesen Ländern und
Konzernen aufgeteilt und wird von diesen ausgebeutet. Es gibt heute kein
Land mehr, was nicht in dieses System aus Ausbeutung und Ausgebeutetsein
eingebunden ist. Wie diese Ausbeutung konkret aussieht?

Zum einen besteht die moderne Abhängigkeit zwischen Ländern vor allem in
einer Schuldknechtschaft. Arme Länder sind wirtschaftlich so abhängig von
Krediten,  dass  diese  sich  den  Wünschen  der  Imperialist_Innen,  oder
vermittelt über den IWF, nicht entgegenstellen können. Außerdem werden
sie auch durch die billigen Produkte und das patentierte Wissen aus der
Industrie in den Zentren abhängig gemacht. Man bezeichnet diese Länder als
Halbkolonien,  weil  sie  wirtschaftlich  abhängig,  aber  politisch-formal
unabhängig  sind.

Zum anderen findet die Ausbeutung im sogenannten „Ungleichen Tausch“



statt:  Die  Einführung von technologischen Fortschritten führt  dazu,  dass
Arbeitskraft „effizienter“ eingesetzt wird, sodass Massenprodukte deutlich
billiger werden müssten. Die abhängigen Länder werden jedoch auf einem
technologischen Stand gehalten, in dem die Arbeitskraft nicht so effizient
eingesetzt wird, wie es in den Zentren möglich ist. Deswegen kommt es zum
ungleichen  Tausch:  Die  abhängigen  Länder  zahlen  höhere  Preise  und
bekommen  weniger  Einkommen,  müssen  also  viel  mehr  Arbeitskraft
aufwenden.  Dies  manifestiert  wiederum  die  technologische
Rückschrittlichkeit.

Der  ungleiche Tausch führt  dazu,  dass  eine internationale  Arbeitsteilung
entsteht, nämlich dass die automatisierbaren und lukrativen Tätigkeiten in
den imperialistischen Zentren bleiben, während die arbeitsintensiven und
unlukrativen Tätigkeiten in die abhängigen Länder ausgelagert werden. Und
diese Tätigkeiten sind meist auch jene, die besonders großen ökologischen
Schaden  anrichten.  So  braucht  die  Produktion  von  Rohstoffen,  wie  im
Bergbau oder in der Agrarwirtschaft, viel Platz und vergiftet die Umwelt.

Außerdem kann  in  den  imperialistischen  Ländern  das  politische  System
durch die Extraprofite stabilisiert werden. So können negative ökologische
Folgen in andere Länder verlagert werden, also auch besonders dreckige
Industrie. Anstatt hier werden in den Halbkolonien werden dann Rohstoffe
geplündert,  Landstriche  und  Wasserressourcen  zerstört,  Bevölkerungen
entwurzelt,  Wälder  gerodet.  Dies  dann  als  grüne  Errungenschaften  zu
verkaufen,  ist  mittlerweile  das  grüne  Hauptgeschäft  der  herrschenden
Politik. Dass dann im Ausland im Interesse von deutschen Konzernen die
Umwelt  zerstört  wird,  sei  dann weder  Verantwortung noch Problem der
deutschen Regierung.

Ein recht bekanntes Beispiel dafür ist die Herstellung von E-Fahrzeugen. In
Südamerika wird Lithium abgebaut, indem die Vorkommen unter der Erde
mit dem ohnehin knappen Wasser unterspült werden und danach in riesigen
Salinen verdampfen.  Hierfür wird haufenweise Wasser gestohlen und die
dortigen  Indigenen  verjagt,  wenn  sie  wegen  des  Wassermangels  nicht
ohnehin schon ihren Lebensunterhalt verloren haben. Mit diesem Lithium
werden die Lithium-Ionen-Akkus für E-Autos und Co. hergestellt. Gleichzeitig



werden in Deutschland die sauberen, angenehmen und lukrativen Tätigkeiten
ausgeführt: Der Entwurf, der Zusammenbau aus den Einzelteilen und der
Verkauf.  Und  der  geringere  CO2-Ausstoß  wird  dabei  durch  andere
ökologische  Zerstörung  erkauft.

Und die Arbeitsteilung hat ein weiteres Problem: Rohstoffe und halbfertige
Produkte  werden  ständig  über  die  ganze  Welt  transportiert,  um  die
vorteilhaften  Arbeits-  und  Steuerverhältnisse  der  einzelnen  Länder
auszunutzen.  Sinnvolle  Produktionsketten  sehen  anders  aus.

Der Kampf muss international sein!
Was  man  am besten  versteht,  wenn  man  es  umdreht:  Was  würde  also
passieren, wenn wir unseren Kampf auf Deutschland oder zumindest die EU
isolieren? Zum einen würden wir  dabei  den Kontakt  zu den Betroffenen
verlieren, die jetzt schon davon gebeutelt sind. Also die Armen in den Slums
der großen Städte, die geknechteten Kleinbäuer_Innen, die geschundenen
Arbeiter_Innen  in  den  Rohstoffunternehmen,  die  Massen  an
Klimaflüchtlingen.  In  ihnen  steckt  ein  sehr  großes  Potenzial,  militanten
Widerstand gegen den Umweltimperialismus zu leisten.

Diese brauchen wiederum auch uns, denn in den Zentren sitzen ja die großen
Unternehmen, die diese Abhängigkeiten ausnutzen und aus den betroffenen
Ländern  viel  schwerer  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  können.  Zum
anderen würden wir unserer herrschenden Klasse die Möglichkeit lassen,
sich der Verantwortung zu entziehen. Wir hätten nichts gewonnen, wenn
beispielsweise Deutschland klimaneutral wäre, weil alle CO2-Schleudern ins
Ausland  verlegt  wurden.  Dem  Klimawandel  und  vielen  anderen
Umweltzerstörungen  ist  es  ja  gerade  eigen,  dass  die  ganze  Welt  davon
betroffen ist.

Und deswegen müssen wir eben auch eine weltweite Antwort darauf finden
und eine Alternative zum Kapitalismus eröffnen:

Entschädigungslose Enteignung unter Arbeiter_Innenkontrolle aller
Unternehmen, die sich weigern auf umweltschonende Technologie



umzusteigen,  sowohl  „daheim“  als  auch  in  ihren  Liefer-  und
Produktionsketten!  Diese  müssen  offengelegt  werden!
Internationale  patent-  und konkurrenzfreie  Forschung!  Zugang zu
Erkenntnissen für alle!
Ende der Patente auf Saatgut und Technologien!
Schuldenschnitt für den globalen Süden!
Für eine klassenkämpferische und internationale Umweltbewegung!

Versammeln  wir  unsere
Mitschüler_Innen  gegen  die
Klimakrise!
Von Jona Everdeen, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Tausend Schüler_Innen diskutieren den Kampf gegen den Klimawandel: Am
Dienstag  den  24.  Januar  fand  in  der  Sophie-Scholl-Schule  in  Berlin-
Schöneberg eine zuvor durch Schüler_Innen organisierte Vollversammlung
statt!

Die  Vollversammlung  wurde  unter  dem  Motto  einer  „Alternativen
Klimakonferenz“  durchgeführt,  nachdem  die  COP27  wieder  einmal  zu
keinerlei  Fortschritten  bei  der  Bewältigung  der  Klimakrise  geführt  hatte.

Doch was genau ist  überhaupt eine Vollversammlung? Und wie kann sie
einberufen werden?

Wozu eine Vollversammlung?
Eine  Vollversammlung  an  einer  Schule  ist  eine  für  alle  Schüler_Innen
verpflichtende, bis zu zwei Stunden lange Veranstaltung in der Aula oder
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einem anderen zentralen Raum der Schule.

Sollte die Schule über keinen Raum verfügen, in dem alle Schüler_Innen
Platz  haben,  kann die  Vollversammlung auch aus  mehreren Blöcken mit
jeweils unterschiedlichen Jahrgängen bestehen.

Eine  Vollversammlung  kann  von  der  SV  (Schüler_Innen-Vertretung)
einberufen werden, in Berlin einmal im Halbjahr, in anderen Bundesländern
kann das variieren.

Mittels einer Vollversammlung kann in der ansonsten bewusst unpolitisch
gehaltenen Schule  ein  Raum geschaffen  werden,  um über  akute  Fragen
innerhalb der Schule aber auch gesellschaftlich relevante Themen, wie die
Klimakrise, zu debattieren. Und das selbstbestimmt durch die Schüler_Innen,
ohne dabei Lehrkräften oder der Schulleitung rechenschaftspflichtig zu sein.

Die Vollversammlung ist somit die bestmögliche Plattform für einen Diskurs
innerhalb der Schule und auf ihr kann auch über politische Forderungen
abgestimmt und somit eine deutlich breitere Legitimität für diese geschaffen
werden.  Schüler_Innen,  von  denen  die  meisten  noch  nicht  an
parlamentarischen  Wahlen  teilnehmen  dürfen,  können  endlich  einmal
abstimmen,  und  zwar  nicht  bloß  passiv  durch  die  Wahl  irgendwelcher
Stellvertreter_Innen sondern aktiv mit der Möglichkeit, sich selber an der
Umsetzung des Wahlergebnisses zu beteiligen.

Die Vollversammlung an der Scholl
Bei  der  Vollversammlung  an  der  Sophie-Scholl-Schule  war,  wie  bereits
erwähnt, die Klimakrise das Thema unter dem die rund 1000 Schüler_Innen
in 3 Durchgängen in die Aula gerufen wurden.

Dies  fand  auf  Initiative  unserer  Genoss_Innen  statt  und  eine  Gruppe
motivierter  Schüler_Innen  hatte  zuvor  die  Organisation  übernommen.

Eingeladen  waren  drei  Gastreferent_Innen  der  Klimagruppen  „Depth  4
Climate“, die sich für eine Schuldenstreichung für die Länder der Globalen
Südens einsetzt, „End Fossil: Occupy!“, die mittels Schul- und Unibesetzung



den Klimastreik auf ein neues Level  heben will,  sowie die „Workers and
Youth  Relief  Campain“,  die  Unterstützung  für  die  Betroffenen  der
Flutkatastrophe  in  Pakistan  leistet.  Diese  referierten  dabei  über
unterschiedliche Aspekte der Klimakrise und stellten Ansätze vor, wie diese
gelöst  werden  könnten,  wobei  der  inhaltliche  Fokus  darauf  lag,  dass
Selbstorganisation von Arbeiter_Innen und Jugendlichen sowie internationale
Solidarität notwendige Bedingungen für Klimagerechtigkeit sind.

Nach  einer  Frage-  und  Diskussionsrunde,  bei  der  die  Schüler_Innen
inhaltliche  Nachfragen  stellen  und  eigene  Beiträge  einbringen  konnten,
stellte das Organisationsteam die zuvor erarbeiteten Forderungen an Schule
und Politik vor und eröffnete daraufhin die Abstimmung über diese.

Die Forderungen wurden mit einer breiten Mehrheit angenommen. Das war
ein Riesenerfolg!

Wie  kann  ich  selber  eine  Vollversammlung
organisieren? Worauf muss ich achten?
Wie gesagt kann eine Vollversammlung 1-2 Mal im Schuljahr durch die SV
einberufen werden. Es ist daher nötig, insofern man nicht als organisierende
Gruppe selber Teil der SV ist, diese von der Vollversammlung zu überzeugen.
Die  Organisation  der  Vollversammlung  muss  jedoch  nicht  von  der  SV
übernommen werden, sondern kann von allen interessierten Schüler_Innen
durchgeführt  werden.  Möglichst  gute  Kontakte  zur  SV  sind  natürlich
trotzdem  hilfreich.

Bei  der  Organisation sollte  versucht  werden,  so  viele  Schüler_Innen wie
möglich  in  die  Planung,  Ausgestaltung  und  vor  allem  Aufstellung  der
Forderungen einzubinden, indem mit Flyern, Plakaten und Mund-zu-Mund-
Propaganda für Vorbereitungstreffen geworben wird. Je mehr Schüler_Innen
am  Prozess  beteiligt  sind,  je  niedrigschwelliger  die  Möglichkeiten  zur
Mitgestaltung  sind,  desto  höher  ist  auch  die  Legitimität  der  Ergebnisse.

Auf der Vollversammlung selber sollte über Forderungen einzeln abgestimmt
werden, damit die Schüler_Innen bei jeder Forderung überlegen können, ob



sie zustimmen, und nicht bloß die Wahl haben entweder alle oder keine
Forderungen anzunehmen.

Ihr  seid  bei  der  Planung  einer  Vollversammlung  der  Schulleitung  keine
Rechenschaft schuldig, jedoch müsst ihr diese dort anmelden und ihr solltet,
insofern  möglich,  versuchen,  ein  kooperatives  Verhältnis  mit  der
Schulleitung  zu  suchen,  da  das  die  Ausgestaltung  deutlich  vereinfachen
kann. Gleichzeitig sollte Kritik an der Schulleitung aber keineswegs unter
den Teppich gekehrt werden.

Für die Finanzierung der Vollversammlung, zum Beispiel Druckkosten für
Wahlzettel und Plakate, könnt ihr den schuleigenen Förderverein anfragen,
der in der Regel unkompliziert auch höhere Kosten übernimmt.

Wie  an der  Sophie-Scholl-Schule  dürft  ihr  Referent_Innen von außerhalb
einladen. Die Schulleitung hat kein Recht, über diese zu entscheiden. Es
muss lediglich eine Begründung für die Einladung vorgelegt werden und die
Referent_Innen  müssen  sich,  wenn  sie  in  die  Schule  kommen,  beim
Sekretariat  anmelden.

Es ist außerdem wichtig, im Vorhinein einen Zeitplan für die Veranstaltung
zu erstellen, der eher mit mehr als mit weniger Zeit rechnet, da sich der
Ablauf  mit  mehreren  hundert  Schüler_Innen  leicht  um  einige  Minuten
verzögern  kann.  Das  Programm  der  Vollversammlung  bzw.  eines  ihrer
Durchläufe  muss  also  gut  im Vorhinein  durchgeplant  und Aufgaben,  mit
Backup-Optionen, verteilt werden.

Was folgt nach der Vollversammlung?
Damit die Vollversammlung nicht einen rein symbolischen Charakter hat, ist
es wichtig, dass sie nicht das Ende der politischen Arbeit der Schüler_Innen
ist, sondern eigentlich erst ihr Anfang.

Angenommene Forderungen dürfen kein Selbstzweck sein, sondern müssen
in der Folge der Vollversammlung aktiv von den Schüler_Innen durchgesetzt
werden, da zu erwarten ist, dass sie nicht einfach so umgesetzt werden.



Dafür  muss  die  Gruppe,  die  die  Vollversammlung  organisiert  und  die
Forderungen aufgestellt hat, weiterhin organisiert bleiben und versuchen,
noch mehr Schüler_Innen, am besten schon auf der Vollversammlung selber,
mit ins Boot zu holen und zu Treffen einzuladen.

Es ist  wichtig,  sich nicht in Hinterzimmergespräche mit der Schulleitung
verwickeln zu lassen, undemokratische Kompromissvorschläge entschieden
zurückzuweisen  und  auf  den  demokratisch  betroffenen  Beschlüssen  zu
beharren.

Sollte  sich  abzeichnen,  dass  die  Schulleitung  nicht  bereit  ist,  diese
umzusetzen,  müssen  unter  Beteiligung  möglichst  vieler  Schüler_Innen
weitere  Schritte  geplant  werden,  wie  der  Druck  erhöht  werden  kann.
Möglichkeiten dafür reichen von offenen Briefen bis zu Schulstreiks und -
besetzungen.

Es ist zu empfehlen, als Organisationsgruppe bei zukünftigen Wahlen für
Klassensprecher_Innen- und Schulsprecher_Innen-Posten mit dem Programm
zu kandidieren,  die  Beschlüsse der  Versammlung zu verteidigen und die
demokratische Mitsprache der Schüler_Innen zu vertiefen.

Ganz generell  muss die  Vollversammlung langfristig  genutzt  werden,  um
aufzuzeigen, dass sie genau wie auch besagte Klassensprecher_Innen und
Schulsprecher_Innen-Wahlen, lediglich Bühnen darstellen, um für dauerhafte
und wirklich demokratische Organisierung der Schüler_Innen zu werben und
diese voranzutreiben. Ziel sollte es sein, die Schüler_Innen zu politisieren
und  gegen  die  Ungerechtigkeit  des  kapitalistischen  Systems  wie  der
Klimakrise  in  Stellung  zu  bringen.  Das  erkämpfen  wir  nämlich  in  einer
Organisierung in Schüler_Innen-Komitees, in der Posten jederzeit abwählbar
sind  und  die  regelmäßige  Treffen  aller  motivierten  Schüler_Innen
veranstaltet,  auf denen politische Themen debattiert und daraus folgende
Forderungen  dann  auf  regelmäßig  stattfindenden  Vollversammlung
abgestimmt  werden,  um  endlich  die  Erzählung  von  den  „unpolitischen
Schulen“ zu brechen!



Jung und pleite  –  ganz normal
und niemand kann was dafür?
Von Sani Meier, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

„Lehrjahre sind keine Herrenjahre“ – diesen oder ähnliche Sprüche hast du
vielleicht auch schon gehört, ob von Lehrer_Innen, Vorgesetzten oder Eltern.
Gemeint  ist  damit,  dass  man während seiner  Schulzeit,  Ausbildung oder
Studium trotz großer Mühen wenig Geld zur Verfügung hat und dass das
alles ganz normal und völlig in Ordnung sei.  Geld verdienen sei was für
Erwachsene und wer was anderes erwartet, sei selbst schuld. Aber warum
sollten wir uns damit zufriedengeben und wie sieht die Situation von Kindern
und Jugendlichen in Deutschland wirklich aus?

Hard facts:
In  Deutschland  ist  momentan  jedes  fünfte  Kind  von  Armut  bedroht,
besonders  in  alleinerziehenden  und  Mehrkindfamilien.  Von  den  jungen
Erwachsenen  unter  25  sind  es  ein  Viertel.  Frauen  und  migrantisierte
Menschen trifft  es  nochmal  stärker.  Insgesamt  haben junge  Erwachsene
zwischen  14  und  25  in  Deutschland  das  höchste  Armutsrisiko  aller
Altersgruppen,  egal  in  welchem  Bundesland.

Während man noch zur Schule geht,  hat man in der Regel kein eigenes
Einkommen und wohnt meist bei den Eltern. Diese verwalten das Kindergeld
und entscheiden über die Höhe und Häufigkeit des Taschengeldes, das sie
zahlen können oder wollen. Wenn die eigenen Eltern selbst gerade so über
die Runden kommen oder man kein gutes Verhältnis zu ihnen hat, bleiben
zwei Optionen: kein eigenes Geld haben oder sich ab dem 14. Geburtstag
einen Minijob suchen. Beides ist belastend für junge Menschen- entweder hat
man keinen Zugang zu Essen, Kino und Freibad oder man erfährt schon früh
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die Doppelbelastung von Schule und Lohnarbeit, was sich negativ auf die
schulischen  Leistungen  auswirken  kann.  Jetzt  noch  ein  unbezahltes
Pflichtpraktikum  on  top?  Im  Kapitalismus  gar  kein  Problem.

Hat man diese Zeit hinter sich gebracht, geht das gleiche Spiel in Ausbildung
und Studium weiter: Während der gesetzliche Mindestlohn aktuell bei 12€
liegt, bekommen Azubis gerade mal die Hälfte. Viele kommen aktuell gar
nicht erst an diesen Punkt: 261.800 junge Menschen, die ein Interesse an
einer Berufsausbildung hatten, fanden im Ausbildungsjahr 2018/2019 keine
Stelle. Das heißt: Mehr als die Hälfte aller an einer Ausbildung interessierten
und bei  der  Arbeitsagentur  gelisteten  Jugendlichen ging leer  aus.  Unter
Studierenden sind 38% von Armut betroffen. Lebt man in einer WG oder
alleine, sind es 76%. Viele von ihnen sind zusätzlich von Wohnungslosigkeit
betroffen, das heißt, sie hangeln sich von Zwischenmiete zu Zwischenmiete,
da  der  aktuelle  Wohnungsmarkt  keine  Angebote  mehr  für  junge,
einkommensschwache Menschen bieten kann. Und auch das BAföG reicht
nicht aus, um das auszugleichen: Selbst wenn man Anspruch darauf hat,
reicht es in der aktuellen Preisentwicklung von Lebensmitteln, Mieten und
Energie schon lange nicht mehr aus und muss dringend reformiert werden.

Das alles hat weitreichende Folgen für die Entwicklung junger Menschen:
Während der Schule hat man weniger Zugang zu ruhigen Orten wie einem
eigenen Zimmer oder einen eigenen Laptop als Kinder aus wohlhabenden
Familien. Es ist schwieriger, Hobbies auszuüben, wenn dafür Vereinsbeiträge
zu zahlen sind, kann weniger reisen und kaum am gesellschaftlichen Leben
teilnehmen. Man gibt weniger Geld für die eigene Gesundheit aus, ist der
ständigen Doppelbelastung von Schule/Studium und Arbeit ausgesetzt und
stark abhängig von den Eltern, was viele junge Menschen an ihrer freien
Entfaltung hindert und sich so auch negativ auf die psychische Verfassung
auswirkt. Wenn Politiker wie Frank-Walter Steinmeier jetzt auch noch ein
soziales Pflichtjahr für Jugendliche fordern, fragt man sich ernsthaft, wer
hier eigentlich den Kontakt zur Gesellschaft verloren hat.



Und das alles soll normal sein?
Wir finden das alles andere als normal und sprechen unter anderem deshalb
in  diesem  Kontext  von  Jugendunterdrückung.  Junge  Menschen  werden
massiv ausgebeutet und an ihrer selbstbestimmten Entwicklung gehindert,
haben  die  meiste  Zeit  ihrer  Jugend  kein  Wahlrecht  und  sind  rechtlich
entmündigt. Aus diesem Grund organisieren wir uns in einer unabhängigen
Jugendorganisation,  die  jungen  Menschen  eine  Stimme  gibt  und  von
niemandem  bevormundet  wird.  Unsere  Unterdrückung  ist  eng  mit  dem
Kapitalismus  verknüpft,  da  ihre  Normalisierung  und  Verharmlosung  eine
Überausbeutung  unserer  Arbeitskraft  rechtfertigt.  Gemeinsam  sagen  wir
dem kapitalistischen „Normalzustand“ den Kampf an und werfen folgende
Forderungen auf:

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler_Innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kostenfreier  Zugang  zu  Lernmitteln  wie  Laptops,  Tablets  und
Büchern, sowie frei zugänglichen Lernräumen!
Wer arbeiten darf, soll auch wählen dürfen! Für das Wahlrecht ab
dem Zeitpunkt des legalen Berufseintrittsalters.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Ausbau  von  Jugendzentren  und  Freizeit-  und  Kulturangeboten,
bezahlt durch die Besteuerung der Reichen!
Volle  Selbstbestimmung  über  den  eigenen  Körper,  Schluss  mit
medizinischer Entmündigung Minderjähriger!
Für  das  Recht  auf  Eigentum  und  die  selbstständige  Verfügung
darüber!  Eltern  dürfen  kein  Recht  haben,  das  Eigentum  von
Jugendlichen  zu  entwenden,  wie  es  bspw.  bei  Handys  oft  passiert!



Selbstbestimmungsgesetz  –
lange nicht genug!
Von Lia Malinovski, März 2023

Mittlerweile  dürfte  es  den  meisten  Menschen  ein  Begriff  sein:  Das
Selbstbestimmungsgesetz.  Es  soll  das  alte,  menschenverachtende  und
diskriminierende „Transsexuellengesetz“ (kurz TSG) abschaffen und durch
eine  menschenwürdige  und  progressive  Gesetzgebung  ersetzen.  Klingt
erstmal gut, aber ist es das wirklich? Das wollen wir in diesem Artikel klären.

Was ist das alte TSG?
Um eine Vorstellung davon zu bekommen, was das Selbstbestimmungsgesetz
konkret verändert, sollten wir uns vorher das TSG angucken. Das TSG regelt,
wie  Menschen  ihren  Namen  und  Geschlechtseintrag  rechtlich  ändern
können, also wie er auf dem Perso und in anderen offiziellen Dokumenten
steht. Bisher sah das Verfahren so aus: Anstatt einfach zum Standesamt zu
gehen, und dort die Änderungen vorzunehmen, ist es eine Entscheidung des
Gerichts.  Das  Gericht  will  wiederum zwei  psychologische  Gutachten,  die
besagen, dass man „wirklich trans“ ist. Was auch immer das bedeuten soll.
Die  Gutachten  müssen  unabhängig  voneinander,  von  spezialisierten
Sachverständiger_Innen gemacht werden und auch Auskunft darüber geben,
ob  sich  das  „Zugehörigkeitsempfinden  [zum  anderen  Geschlecht]  des
Antragstellers mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr ändern wird.“ (TSG
§4,  Abs.  3).  Danach  entscheidet  das  Gericht,  ob  der  Wunsch  der/des
Antragssteller_In  erfüllt  wird.  Selbst  wenn  man  das  ganze  Verfahren
durchlaufen hat und positive Gutachten vorweisen kann, kann es also sein,
dass der Personenstand, Name oder Geschlechtseintrag gar nicht geändert
wird.

https://onesolutionrevolution.de/selbstbestimmungsgesetz-lange-nicht-genug/
https://onesolutionrevolution.de/selbstbestimmungsgesetz-lange-nicht-genug/


Das ist aber nicht das Schlimmste. Denn die Gutachten kosten nicht nur
extrem viel, sondern sind im Prozess ihrer Erstellung oft sehr übergriffig.
Erfahrungsberichte vieler trans Personen zeigen, dass es nicht selten ist,
dass man über die Sexualität, sexuelle Fantasien, Pädophilie, Masturbation,
etc. befragt wird. Also Dinge, die nicht nur gar nichts mit dem Geschlecht zu
tun haben, sondern auch noch extrem übergriffig sind und teilweise ekelhafte
Unterstellungen  vermitteln.  Die  erwähnten  hohen  Kosten  machen  es
außerdem besonders für trans Personen aus armen Verhältnissen oder trans
Jugendliche schwer, das Verfahren überhaupt zu einzuleiten – 500 bis 1000
Euro pro Gutachten lassen sich nicht immer einfach so auftreiben, doppelt
erst recht nicht!

Selbstbestimmungsgesetz  –  eine  gute
Alternative?
Es braucht also eine Alternative zum bisherigen TSG. Das sagen nicht nur
wir,  mittlerweile  hat  es  selbst  die  Bundesregierung  verstanden.  Deshalb
haben sich  Justizminister  Marco  Buschmann und Familienministerin  Lisa
Paus jetzt endlich auf eine Reform geeinigt. Wie die aussehen soll, haben sie
in den „Eckpunkten für das Selbstbestimmungsgesetz“ aufgeschrieben und
mittlerweile sogar einen Gesetzentwurf vorgestellt. Unter anderem ist darin
vorgesehen,  dass  trans  Personen künftig  nicht  mehr  zum Gericht  gehen
müssen, sondern beim Standesamt und ohne unnötige und diskriminierende
Gutachten die Namensänderung beantragen können. Das Gleiche gilt auch
für  den  Geschlechtseintrag.  Wie  im  alten  TSG  soll  es  auch  ein
Offenbarungsverbot geben, wodurch es illegal ist, den „Deadname“, also den
alten, toten Namen zu veröffentlichen oder zu gebrauchen. Das ist ziemlich
cool, denn der Deadname heißt nicht umsonst so und es ist sehr respektlos
den alten Namen zu nutzen oder sogar zu verraten. Aber nicht alles an dem
Gesetzentwurf  ist  cool:  Es  wurde  laut  der  „Süddeutschen  Zeitung“  eine
Passage eingefügt, die expliziten Frauenräumen das Recht gibt, auch nach
der Namens- und Personenstandsänderung trans Frauen aus diesen Räumen
auszuschließen,  wenn  es  gewollt  ist  –  und  ihnen  damit  die  Identität
abzusprechen. Also ziemlich uncool, nett ausgedrückt.



Rückschrittlichkeit unter dem Deckmantel des
Progressiven?
Diese  Passage  im  Selbstbestimmungsgesetz  würde  eine  transfeindliche
Praxis, die sowieso schon passiert ist, legalisieren! Es ist also ein krasser
Rückschritt, denn es soll legal werden, trans Personen rauszuwerfen, wenn
sich  die  Andere  mit  ihnen  unwohl  fühlen.  Da  man  trans  Personen  ihre
Transidentität aber nicht immer ansieht, wird das auf lange Sicht auch auf
cis Frauen zurückfallen, wenn sie nicht den klassischen Geschlechterrollen
entsprechen. Unter dem Deckmantel der Bekämpfung von Sexismus werden
Geschlechterrollen gestärkt und das Verstoßen dagegen weiter geächtet.

Die Passage ist auf Druck von TERFs erst reingekommen. Sie verbreiten seit
Jahren  das  Bild  des  Mannes,  der  sich  in  Kleider  steckt,  um Frauen  zu
belästigen.  Um  das  zu  untermauern,  fälschen  sie  sogar  Statistiken  und
schüren ein Klima der Angst vor trans Frauen. Unterstützt wird das von AfD
und  Co,  von  Medien,  aber  auch  in  der  „bürgerlichen“  Politik.  Und
Auswirkungen hat das nicht nur auf trans Personen, sondern auch auf cis
Frauen. Schon jetzt  gibt es Berichte,  nach denen cis Frauen angegriffen
werden, weil ihnen unterstellt wird, trans zu sein. Auf Twitter werden jetzt
schon  Vagina-Vergleiche  gemacht,  mit  einer  pseudowissenschaftlichen
Unterscheidung zwischen „echten“ Vaginas und „gemachten“.  Auch diese
sind nicht haltbar und gefährden nicht nur trans Frauen!

Dieser Teil des Gesetzes reiht sich ein in eine Welle transfeindlicher Gesetze
weltweit–  in  den  US-Bundesstaaten  Tennessee  beispielsweise  gibt  es
mittlerweile  einen  staatlichen  Zwang  zum  Detransitionieren  (eventuelle
Geschlechtsangleichungen, und sei es nur gesellschaftlich, nicht körperlich,
wieder  rückgängig  machen)  und  trans  Personen  werden  aus  der
Öffentlichkeit  gedrängt.  Der  Absatz  aus  dem  Selbstbestimmungsgesetz
gestrichen  werden!  Keinen  Meter  der  menschenverachtenden
transfeindlichen Politik, die versucht, unsere hart erkämpften Rechte wieder
zurückzunehmen!



Was braucht es noch?
Auch abgesehen davon ist  das  Selbstbestimmungsgesetz  nicht  genug.  Es
geht zwar einen wichtigen Schritt, aber ist lange nicht genug. Beispielsweise
soll,  nachdem  man  den  Antrag  ans  Standesamt  übergeben  hat,  eine
dreimonatige Bedenkzeit eingeführt werden. Das macht die Änderung von
Namen und Geschlechtseintrag unnötig kompliziert und bürokratisch.

Statt eines Selbstbestimmungsgesetzes, das reaktionäre Ideen enthält und in
den  progressiven  Punkten  viel  zu  kurz  greift,  braucht  es  tatsächliche
Selbstbestimmung!  Es  braucht  eine  revolutionäre  Perspektive.  Und  die
Selbstbestimmung darf sich nicht nur auf den Namen und Geschlechtseintrag
beschränken, sondern muss auch die medizinische Transition organisieren.

F ü r  e i n e  r e v o l u t i o n ä r e  A l t e r n a t i v e  s o w o h l  z u m
Selbstbestimmungsgesetz,  als  auch  zum  TSG!  Für  echte
Selbstbestimmung!
Für den Ausbau von Unisex-Orten an Schulen, Unis, in Betrieben und
in der Öffentlichkeit!
Gegen den Zwang den behördlichen Namen in Schulen, in offiziellen
Dokumenten und in Bewerbungen etc. anzugeben! Gegen die Pflicht,
ein Geschlecht in offiziellen Dokumenten anzugeben!
Für  das  Recht  auf  kostenfreien und unbürokratischen Zugang zu
medizinischer Geschlechtsangleichung und der offiziellen Namens-
und Personenstandsänderung!

Q&A März: Stalin vs. Trotzki und
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warum  der  Konflikt  bis  heute
andauert
Von Jona Everdeen, März 2023

Nur wenige Jahre nach der siegreichen Oktoberrevolution kam es in der
bolschewistischen Partei zu einem folgeschweren Richtungsstreit zwischen
dem  späteren  Herrscher  der  Sowjetunion  Josef  Stalin  und  dem
bolschewistischen  Revolutionär  Leo  Trotzki.  

Dieser Konflikt mündete darin, dass Stalin in der Sowjetunion die Macht
übernahm, während Trotzki erst aus der Partei ausgeschlossen wurde und
etwas später das Land verlassen musste.

Auch aus dem Exil führte Trotzki seine Opposition gegen Stalin und dessen
Politik fort und warb für eine revolutionäre Alternative zu dieser, bis er 1941
von einem Agenten Stalins ermordet wurde.

Doch spielt es für uns als Kommunist_Innen im 21. Jahrhundert überhaupt
eine Rolle, worüber sich vor fast 100 Jahren gestritten wurde? Oder ist das
bloß  sinnlose  Haarspalterei,  die  die  Einheit  aller  Kommunist_Innen
verhindert?

In  diesem  Artikel  erfahrt  ihr,  welche  Implikationen  der  Richtungsstreit
zwischen Trotzki und Stalin für die gesamte sozialistische Bewegung hatte
und bis heute hat, sowie auch warum wir uns positiv auf die Theorie Trotzkis
beziehen.

Herrschaft des Proletariats?

Die Losungen von Marx, Engels und Lenin zu einer Gesellschaft nach dem
Kapitalismus sind eindeutig: Statt der Herrschaft einer kleinen Minderheit
wie in allen bisherigen Klassengesellschaften sollen nun die Arbeiter_Innen
im Bündnis mit anderen unterdrückten Klassen in Form von Räten herrschen.
Diese Räte sollen die Wirtschaft, die zuvor der Willkür der Kapitalist_Innen
unterlag, demokratisch planen, sodass sich diese nach den Bedürfnissen aller
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ausrichtet.

Im  „Realsozialismus“  sieht  das  anders  aus:  Statt  demokratischer  Räte
herrschen hier Bürokrat_Innen. Ein autoritäres Planungsbüro bestimmt die
Wirtschaft, während die Selbstorganisation der Arbeiter_Innen entweder teils
gewaltsam unterbunden oder in  rein symbolische und für  die  Bürokratie
ungefährliche Formen umgeleitet wird, die nicht mehr Mitsprache haben als
Betriebsräte im Kapitalismus. Es herrscht eine Minderheit, eine privilegierte
Kaste,  über die Mehrheit  des Proletariats.  Doch wie konnte es nach der
Oktoberrevolution, in der es den Räten gelang, die Macht zu erobern, dazu
kommen?

Im  russischen  Bürger_Innenkrieg  standen  den  Bolschewiki  einer  extrem
brutalen  konterrevolutionären  Armee sowie  mehreren  Expeditionstruppen
aus Ländern wie Frankreich, Britannien oder den USA gegenüber, die das
Land mit  Terror übersäten.  Dies verschärfte noch die Folgen des Ersten
Weltkriegs und die ohnehin bestehende wirtschaftliche Unterentwicklung des
sehr  landwirtschaftlich  geprägten  Landes.  Die  ökonomische  Lage  in  der
Sowjetunion war nach der Revolution also katastrophal. Infolgedessen war es
zur Verteidigung der Revolution und Etablierung einer nach-kapitalistischen
Wirtschaftsordnung nötig, vorübergehend eine zentrale autoritäre Herrschaft
zu etablieren, in der die Bolschewiki als stärkste Partei sich über die Räte
stellten  und  Aufgaben  wie  Verteidigung  und  Aufbau  der  Wirtschaft
eigenmächtig  bestimmten.

Für  Lenin,  Trotzki  und Genoss_Innen war  klar,  dass  dies  keinesfalls  ein
Dauerzustand sein könnte, jedoch für den Moment notwendig war, wollte
man nicht die Konterrevolution siegen lassen.

Jedoch verselbstständigte sich diese Form der autoritären Herrschaft der
Partei  über die Jahre.  Das lag zum einen daran, dass die wirtschaftliche
Unterentwicklung dafür sorgte, dass es auch, nachdem keine akute Gefahr
mehr durch rechte oder imperialistische Kräfte bestand, schwierig war, eine
funktionierende Planwirtschaft aufzubauen, zumal die erhofften Revolutionen
in den hochentwickelten westeuropäischen Ländern ausblieben. Dadurch war
die  Arbeiter_Innenklasse  weiterhin  klein  und  hat  zunächst  sogar  an



Bedeutung  verloren.  Zum  anderen  sind  im  Bürger_Innenkrieg  fast  alle
bolschewistischen Revolutionär_Innen der Oktoberrevolution umgekommen
und deren Plätze wurden nun von bäuerlichen und kleinbürgerlichen Kräften
eingenommen.  Dadurch  ist  die  Bolschewistische  Partei  in  ihrer
Zusammensetzung  stark  nach  rechts  gerückt.

Nach  dem Tod  von  Lenin  bildeten  sich  in  der  bolschewistischen  Partei
mehrere Flügel, wovon die zwei Entscheidenden der von Trotzki und der von
Stalin  war.  Trotzki  bestand  darauf,  dass  im  Zuge  einer  forcierten
Industrialisierung, die er vorschlug und Stalin später übernahm, auch die
Kontrolle  schrittweise  zurück  an  die  Räte  der  Arbeiter_Innen  gegeben
werden müsse. Stalins Flügel sagte jedoch, dass die Macht weiterhin bei der
Bürokratie bleiben müsse und baute nach seinem Sieg die Partei um, sodass
sie deren Interessen auf Erhalt von Macht und Privilegien vertrat statt die
des Proletariats.

Wenn wir von „Stalinismus“ sprechen, wollen wir damit nicht sagen, dass
dieser  Prozess  auf  die  Person  Stalins  zurückführbar  wäre.  Wie  oben
hergeleitet, war die materielle Grundlage für eine Bürokratisierung günstiger
und Stalin war ein passender Charakter für die Ordnung und Durchsetzung
der Interessen der Bürokratie, auf die er sich stützte. Die Bürokratie steckt
dabei in einer widersprüchlichen Situation: Zum einen stützen sie sich auf
die  Überwindung  des  Kapitalismus  und  müssen  den  Rückfall  in  diesen
fürchten.  Zum  anderen  bedrohen  ihre  Herrschaft  auch  unkontrollierte
revolutionäre Bestrebungen und weitere Schritte hin zum Sozialismus. Dieser
Erhalt  des  Status  Quo  der  bürokratischen  Herrschaft  muss  ideologisch
untermauert werden und diese Ideologie bezeichnen wir als „Stalinismus“.
Diese ist  bis  heute  in  der  kommunistischen Bewegung dominant.  Hierzu
wollen wir uns nun die entscheidenden Bausteine anschauen.

Kann es Sozialismus in einem Land geben?

Wie  bereits  erwähnt,  war  eines  der  zentralen  Probleme  der  jungen
Sowjetunion ihre Isolierung in einer noch kapitalistischen Welt. Für Lenin,
Trotzki und die Mehrheit der Bolschewiki war klar, dass die Sowjetunion in
dieser Form nicht lange überlebensfähig sein könne. Jedoch überlebte der



Arbeiter_Innenstaat in der Sowjetunion erstaunlich gut. Denn es gelang ihm,
die  größten  Bedrohungen  durch  Konterrevolution  und  Imperialismus  zu
bändigen  und  langsam  eine  Entwicklung  hin  zur  Industrialisierung  zu
beginnen, während gleichzeitig die Chancen auf Ausweitung der Revolution
immer geringer wurden. Stalins theorisierte diesen Zustand und machte aus
der Not eine Tugend:  Sozialismus in einem Land sei  doch möglich,  also
müsse  die  oberste  Priorität  darauf  liegen,  diesen  in  der  Sowjetunion
aufzubauen  und  zu  schützen,  im  Zweifel  auch  über  den  Interessen  des
Proletariats in anderen Ländern. Letztendlich sollte das aber vor allem die
Sicherheit  der  Sowjetbürokratie  vor  einer  Weltrevolution  schützen  und
gleichzeitig  die  Koexistenz  mit  dem  kapitalistischen  Weltsystem
rechtfertigen.

Fatal wurde diese Politik ab 1935, als sich auf einem Kominterngipfel die
Volksfrontpolitik durchsetzte, also eine Politik der Zusammenarbeit mit und
in Unterordnung unter bürgerliche Kräfte gegen den Faschismus, den Stalin
zu Recht als zentrale Bedrohung für die Sowjetunion sah. Dadurch wurden
jedoch  die  Parteien  zu  reformistischen  Kräften,  die  ihr  Ziel  der
revolutionären Beseitigung des kapitalistischen Systems zurückstellten. Nach
dem 2.Weltkrieg wollte  Stalin  die  im Kampf  gegen den Hitlerfaschismus
geschmiedete  Allianz  mit  den  Westmächten  fortsetzen  und  strebte  eine
„friedliche  Koexistenz“  mit  diesem  an.  Dafür  wurden  die  möglichen
Revolutionen  in  Frankreich  oder  Italien  bewusst  abgewürgt,  sowie  die
Revolution in Griechenland im Stich gelassen, da das Land zum Teil  der
ausgehandelten westlichen Einflusssphäre gehörte.

Für Trotzkist_Innen hingegen ist klar, dass Sozialismus in einem Land nicht
möglich ist, sondern Sozialismus nur als dominantes Weltsystem dauerhaft
bestehen kann. Dem stand die stalinistische Politik aktiv entgegen, womit sie
den Untergang der Sowjetunion manifestierte.

Permanente Revolution oder Etappentheorie?

Ein weiterer zentraler Unterschied zwischen Trotzkismus und Stalinismus
stellt  die  Frage  der  Revolution  in  noch  nicht  voll  entwickelten
kapitalistischen  Ländern  dar.



So vertreten Stalinist_Innen häufig die Etappentheorie, die besagt, dass in
einem  vorbürgerlichen  Staat  mit  unterentwickelten  Produktionsmitteln
zunächst  einmal  einige  Zeit  eine  bürgerlich-parlamentarische  Demokratie
herrschen muss, damit überhaupt die Bedingungen für eine sozialistische
Revolution gegeben sind. Bereits 1917 plädierte Stalin aus diesem Grund
dagegen, die Oktoberrevolution durchzuführen.

Wohin diese jedoch diese Politik führt, wird sehr deutlich am Beispiel des
Irans.  In  der  Revolution  1979  stürzte  das  iranische  Proletariat  das
reaktionäre Schah-Regime in einem Bündnis mit kleinbürgerlichen Kräften.
Anstatt jedoch, wie in Russland 1917, die Führung über dieses Bündnis zu
übernehmen  und  eine  iranische  Räterepublik  zu  schaffen,  bestand  die
stalinistische  Tudeh  Partei  darauf,  dass  es  zunächst  einer  weiteren
kapitalistischen  Entwicklung  bedürfe  und  unterstützte  eine  bürgerliche
Regierung  zusammen  mit  islamistischen  Kräften.

Das Resultat war der Sieg der Konterrevolution in Form des Mullah-Regimes,
dass nun seit 40 Jahren Terror über die Menschen im Iran bringt und gegen
das  nun  eine  neue  Generation  Iraner_Innen  revolutionär  kämpfen  muss,
hoffentlich dieses Mal mit größerem Erfolg.

Trotzkist_Innen hingegen sehen, so wie es am Ende auch die Bolschewiki
taten,  dass  es  im  Kontext  eines  kapitalistischen  Weltsystems  sehr  wohl
möglich ist, auch in einem unterentwickelten Land einen Arbeiter_Innenstaat
zu errichten und mit  dessen Möglichkeiten die  Entwicklung im Eiltempo
nachzuholen. Das Proletariat an der Macht, kann aber nicht dabei stehen
bleiben und muss zum Aufbau des Sozialismus voranschreiten, also aus der
bürgerlichen  Revolution  direkt  in  die  proletarische  überzugehen.  Hierfür
muss diese Revolution jedoch ein Startpunkt für weitere Revolutionen sein,
vor allem in den voll entwickelten kapitalistischen Ländern, optimalerweise
natürlich bis hin zur Weltrevolution. 

Der Übergang vom Kapitalismus zum Arbeiter_Innenstaat

Eine weitere Besonderheit des Trotzkismus ist das Ausformulieren und die
Zentralität eines Programms für den konkreten Übergang vom Kapitalismus



zur proletarischen Revolution. Damit grenzt er sich aktiv ab vom Programm,
das sowohl Stalinist_Innen als auch (linke) Sozialdemokrat_Innen vertreten
und  das  zwei  voneinander  getrennte  Pole  beinhaltet:  Im  Kapitalismus
umsetzbare Reformforderungen, sogenannte Minimalforderungen, sowie die
langfristige  Forderung,  eines  Tages  Sozialismus  zu  erreichen,  also  eine
Maximalforderung, die den Bruch mit dem Kapitalismus schon vorwegnimmt.

Damit  jedoch  lässt  sich  die  Frage,  wie  denn  dieser  Übergang  vom
Kapitalismus in einer sozialistische Wirtschafts-  und Gesellschaftsordnung
aussehen kann, nicht beantworten, was vielen der etablierten stalinistischen
Parteien dazu führt, dass sie zwar den Sozialismus als Ziel nennen, aber
letztendlich nur für Reformen in der Gegenwart kämpfen, die das System
nicht sprengen.

Das  besondere  an  Übergangsforderungen,  wie  Trotzki  sie  aufstellte  und
Trotzkist_Innen  noch  immer  tun,  ist  hingegen,  dass  man  Forderungen
aufstellt, die die Alleinherrschaft des Kapitals angreift und die Macht in die
Hände der Arbeiter_Innen überführt.

Ein  Beispiel  für  eine  Übergangsforderung  ist  die  nach  demokratischer
Kontrolle der Arbeiter_Innen, zum Beispiel über Energieproduktion. Diese
Forderung ist eigentlich sehr einfach und nachvollziehbar, jedoch setzt sie,
sollte sie konsequent umgesetzt werden, einen Bruch mit dem Kapitalismus
voraus, da dieser auf der Verfügungsgewalt der Kapitalist_Innen über ihre
Produktionsmittel, wie eben auch Kraftwerke, Solarfarmen, Stromnetze etc.,
angewiesen  ist.  Andersrum  gesehen  stellt  dies  atomare  Formen  einer
Planwirtschaft  dar.  

Und die Genossis?

„Sozialismus in einem Land“, Etappentheorie und die Praxis, die aus dem
Minimum-Maximum-Programms  folgt,  zeigen,  dass  der  Stalinismus  keine
konsequent  revolutionäre  Ideologie  ist.  Sie  steht  statt  für  die  globale
Revolution  des  Proletariats  und  das  Ende  des  Kapitalismus  für  eine
bürokratisch verwaltete Planwirtschaft in einem bestimmten abgegrenzten
Gebiet  sowie  die  „friedliche  Koexistenz“  mit  dem Weltimperialismus und



somit auch eine Politik der Reformen und des Klassenkompromisses in nicht-
stalinistischen Ländern.

Doch stehen dafür  auch all  jene  die  sich  unkritisch  auf  Stalin  oder  die
degenerierten Arbeiter_Innenstaaten wie Sowjetunion und DDR beziehen?

Die meisten Mitglieder von stalinistischen Kräften glauben aufrecht an die
Weltrevolution und sind bereit für diese zu kämpfen, haben häufig, wenn
auch verkürzt, sogar eine gewisse Kritik an den „realsozialistischen“ Staaten
und sind sicherlich keine Klassenverräter_Innen sowie es die Stalins und
Ulbrichts waren. 

Wir  sollten uns darum nicht  sektiererisch von diesen Kräften abwenden,
sondern  im  Gegenteil  eine  Zusammenarbeit  und  gemeinsame  Klärung
anstreben. Dazu kommt: Sich nur positiv auf den Trotzkismus zu beziehen,
schützt beim besten Willen nicht vor politischer Degeneration, andersherum
wurden  in  anderen  kommunist ischen  Strömungen  wicht ige
Errungenschaften,  Kämpfe  und  Erkenntnisse  gewonnen,  von  denen  wir
profitieren und uns inspirieren lassen sollten. Doch in dieser Praxis, vom
Alltag bis zur Revolution, wollen wir klären, welche Taktik wir für den Sieg
und  die  Befreiung  des  Proletariats  über  Faschismus,  Imperialismus  und
Kapital ismus  brauchen!  Und  wir  sind  überzeugt:  Das  ist  ein
Übergangsprogramm, das den Arbeiter_Innen aufzeigt, wie sie ihre Macht
erkennen und ergreifen können, und eine Internationale, die kompromisslos
und  ohne  Pause  für  eine  weltweite  Räterepublik  und  demokratische
Planwirtschaft  kämpft!

Frankreich: Generalstreik gegen
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die „Rentenreform“! Nieder mit
Macron  und  der
antidemokratischen  Fünften
Republik!
Von  Marc  Lasalle,  ein  französischer  Genosse  der  Liga  für  die  5.
Internationale.

Seit zwei Monaten wird Frankreich von Streiks und Protesten gegen den
Versuch, das Rentenalter zu erhöhen, erschüttert. Doch nun ist die Krise in
eine neue Phase eingetreten.

Nach monatelangen Verhandlungen, in denen versucht wurde, die Stimmen
der Abgeordneten des rechten Flügels der Republikaner_Innen zu kaufen,
konnte die Regierung immer noch keine Mehrheit erlangen – ein Zeichen für
den Druck, den die Massen auf alle Abgeordneten ausübten.

Präsident  Emmanuel  Macron  berief  sich  daraufhin  auf  Artikel  49.3  der
Verfassung, der es ihm erlaubt, das Parlament zu übergehen und Gesetze zu
verabschieden, ohne dass es eine Mehrheit unter den Abgeordneten gibt,
geschweige denn ein Mandat des Volkes.

Unsere Antwort: Widerstand!
Dieser ungeheuerliche Eingriff in die Demokratie löste mehr als eine Woche
lang eine neue Serie nächtlicher Proteste aus. In diesen Kämpfen mit den
Sicherheitskräften stehen immer mehr junge Menschen an vorderster Front:
Sie lassen sich nicht ihrer demokratischen Rechte berauben!

An den Arbeitsplätzen fällt das Tempo des Kampfes uneinheitlich aus. Einige
Sektoren wie die  Eisenbahnen,  die  Energiewirtschaft,  die  Docks und die
Müllabfuhr werden seit Wochen bestreikt. Auf den Straßen von Paris türmen
sich 10.000 Tonnen Müll. Die Häfen von Marseille und Rouen sind blockiert,
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ebenso  wie  mehrere  Raffinerien.  Die  Benzinknappheit  ist  im  Süden  des
Landes sehr groß und weitet sich unaufhaltsam auf das ganze Land aus.

Der gestrige Aktionstag am 23. März brachte 3,5 Millionen Arbeiter_Innen
mit hunderten Demonstrationen auf die Straße. Die Erfahrung der letzten
Wochen zeigt jedoch, dass selbst eine Mobilisierung dieses Ausmaßes nicht
ausreicht, um die Regierung zum Rückzug zu zwingen, geschweige denn, um
sie  vollständig  abzusetzen,  was  die  notwendige  Voraussetzung  für  die
Aufhebung  des  Gesetzes  und  eine  angemessene  Bestrafung  für  ihre
Missachtung  der  Demokratie  wäre.

Alle Gewerkschaftsverbände erklärten, sie würden das Land im März zum
Stillstand bringen. Die Realität sieht jedoch bislang anders aus. Einige gut
organisierte  Sektoren  führen  zwar  beharrliche  Streiks  durch,  die  jeden
Morgen in Betriebsversammlungen abgestimmt werden, aber es gibt keine
generelle Arbeitsniederlegung. An den Aktionstagen (9 seit Januar) werden
Millionen auf die Straße gebracht, aber die Zahl der Streikenden außerhalb
dieser Tage ist eher gering.

Misere der Gewerkschaftsbürokratie
Was ist hier los? Die Gewerkschaftsführer_Innen haben ihre Glaubwürdigkeit
in  diesem  Kampf  aufs  Spiel  gesetzt  –  sie  können  heute  nicht  einfach
nachgeben oder  sich  zurückziehen.  Aber  sie  wollen  auch nicht  über  die
aktuelle Strategie hinausgehen. Da die Rentenreform nach allgemeiner und
richtiger  Auffassung  den  Lohnabhängigen  zwei  Jahre  ihres  Ruhestands
vorenthält, würde eine Niederlage bedeuten, dass sie zugeben müssten, dass
sie nicht in der Lage sind, die bestehenden Lebens- und Arbeitsbedingungen
der Arbeiter_Innen zu verteidigen, geschweige denn für Verbesserungen zu
kämpfen.

Doch trotz des hohen Einsatzes weigern sich die Gewerkschaften, zu einem
Generalstreik  aufzurufen.  Sie  bestehen  auf  Blockaden,  auf
Verallgemeinerungen,  aber  sie  haben  nicht  dazu  aufgerufen,  dass  alle
organisiert  und  gemeinsam das  Land  in  einem unbefristeten  politischen
Streik lahmlegen. Der Grund dafür ist einfach: Die Zahl der gewerkschaftlich



Organisierten  in  Frankreich  ist  gering,  weniger  als  10  Prozent.  Die
Führungen  ziehen  es  daher  vor,  gut  kontrollierte  Streiks  in  einigen
strategischen Sektoren mit „Aktionstagen“ für alle anderen zu kombinieren.
Sie ziehen diese konkreten Aktionen einem unbefristeten Generalstreik vor,
der  zwangsläufig  die  Organisation  alternativer  lokaler,  regionaler  und
nationaler Führungen zur Koordinierung erfordern würde. Angesichts eines
politischen  Kampfes,  der  eine  politische  Aktion  in  gleichem  Umfang
erfordert, sind die Gewerkschaftsspitzen unschlüssig und verhalten sich zu
dieser Aufgabe passiv. Doch dies ist eine Strategie der Niederlage.

Viele Arbeiter_Innen betrachten die Gewerkschaftsführer_Innen immer noch
als  die  legitime  Führung,  auch  weil  die  Gewerkschaftsfront  (die
Intersyndicale) bislang geschlossen bleibt und die Reden der Führer_Innen
einen radikalen Ton anschlagen. Doch bevor Macron ein Misstrauensvotum
knapp überstand, war die Zahl der Streikenden rückläufig. Das hat sich nach
dem 16. März zwar wieder geändert. Aber ohne einen ernsthaften Tempo-
und Richtungswechsel wird sich nach einiger Zeit wieder dasselbe Problem
stellen.

Wie muss es jetzt weitergehen?
Deshalb müssen wir den Schwung des aktuellen Kampfes nutzen. Dieser ist
noch nicht vorbei, er ist vielmehr in eine entscheidende Phase getreten. Die
nächsten  Tage  und  Wochen  werden  von  größter  Bedeutung  sein.  Die
Entschlossenheit der Streikenden, kombiniert mit der noch zu entfesselnden
Kampfbereitschaft der Massen, ist unermesslich stärker als die Regierung
und ihre Polizei. Die Jugend nimmt den Kampf auf: Universitäten in Paris und
Toulouse  sind  besetzt.  Überall  versuchen Aktivist_Innen,  die  Betriebe  zu
vernetzen, Streikkomitees zu bilden und für einen Generalstreik zu werben.

Das jüngste Interview von Macron, das von einer ungezügelten Verachtung
für die Lohnabhängigen geprägt war, hat die Situation noch zugespitzt. Die
Gewalt  der  Polizei  und die  Forderungen der  Minister_Innen nach einem
harten Durchgreifen gegen die Demonstrant_Innen verstärken den Hass der
Bevölkerung auf die Regierung nur noch. Millionen von Menschen fühlen,
dass Demokratie und Gerechtigkeit auf ihrer Seite sind.



Der Generalstreik ist der einzig mögliche Schritt. In jedem Betrieb sollten die
Aktivist_Innen  die  Führung  übernehmen  und  ihre  Kolleg_Innen  davon
überzeugen, die Streiks auszuweiten, die Profitmaschine zu stoppen und die
öffentlichen  Dienste  zu  schließen.  Generalversammlungen  und
Streikkomitees  in  den  Betrieben  sollten  die  Führung  übernehmen  und
Aktionsräte  bilden,  die  regional  und  national  vernetzt  sind,  um  die
Verallgemeinerung  von  Streiks  zu  organisieren.

Dieser Kampf geht über die Renten hinaus.  Auf Macrons Umgehung des
Parlaments kann es nur eine Antwort geben: einen Generalstreik, um die
Rentenreform zu stoppen, um Macron zu stürzen und vor allem, um die 5.
Republik und ihre bonapartistische Verfassung zu Fall zu bringen.

Macron  wird  nicht  der  erste  Tyrann  sein,  der  von  den  französischen
Arbeiter_Innen auf der Straße besiegt wird. Aber er könnte der letzte sein,
wenn die französische Arbeiter_Innenklasse sich auf eine Endabrechnung mit
dem Kapitalismus vorbereitet.

Antiregierungsproteste in Israel:
Gegenmacht oder Ohnmacht?
Von Jona Everdeen

Seit Wochen finden in Israel Massenproteste gegen die Politik der neuen
rechten Regierung statt. Hunderttausende Menschen sind wöchentlich auf
der  Straße.  Ihren  Aufhänger  fanden  die  Proteste  in  einer  angestrebten
Justizreform, die Befürchtungen hervorruft, sie könnte Israel in eine Diktatur
verwandeln.  Doch  was  beinhaltet  die  Justizreform  und  wer  ist  diese
Regierung überhaupt, die allgemeinhin als rechteste in der Geschichte des
Landes gilt? Welche reaktionäre Politik betreibt sie? Was sind die Folgen für
die Menschen in Israel? Und wie wirkt sich die Regierungspolitik auf die eh
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schon massiv  unterdrückten Palästinenser_Innen aus? Welchen Charakter
haben die Proteste und was ist nötig, um Netanjahu, Ben-Gvir und Co. zu
stürzen?

Rechtsradikale mit Ministerposten
Das Regierungsbündnis  aus Netanjahus nationalreligiösem Likud,  rechten
Siedlerparteien und religiös-fundamentalistischen Kleinstparteien eröffnete
einigen  stramm  rechten  Hardliner_Innen  den  Weg  zu  wichtigen
Regierungsposten.  Viele  von  ihnen  machten  in  der  Vergangenheit  mit
extremem  Rassismus,  Sexismus,  Queerfeindlichkeit,  religiösem
Fundamentalismus und der Unterstützung zionistischer Terrorist_Innen von
sich reden.

So zum Beispiel Itamar Ben-Gvir, der keinen Hehl aus seiner Verehrung für
den Terroristen Baruch Goldstein macht, der bei einem Terroranschlag 29
Palästinenser_Innen  ermordete.  Außerdem  wolle  er  „illoyale“
Palästinenser_Innen ausweisen und habe auch schon persönlich angesichts
palästinensischer  Proteste  die  Pistole  gezückt.  Er  ist  jetzt  israelischer
Polizeiminister.

Mit Bezalel Smotrich hat ein weiterer rechter Hardliner als Finanzminister
einen zentralen Posten in der neuen Regierung. Das ideale Israel sieht er in
Form einer fundamentalistischen Theokratie, in der das oberste Gesetz die
Thora ist. Auch schockierte er erst kürzlich mit der Aussage, dass seiner
Ansicht  nach Jüdinnen und Araberinnen auf  getrennten Geburtsstationen
Kinder zur Welt bringen sollten. Ben-Gvir und Smotrich sind dabei nur die
Spitze des Eisbergs einer Regierung voller extremer Rechter. Doch für den
langjährigen rechtskonservativen Ministerpräsidenten Netanjahu schien das
kein allzu großes Problem zu sein, immerhin brachten ihm diese Kräfte die
nötige Mehrheit, um wieder an die Regierung zu gelangen.

Die Justizreform – Weg in die Diktatur?
Während  die  Übergabe  wichtiger  Ministerien  an  Rechtspopulist_Innen
bereits teilweise für Unmut sorgte, brachte die von Netanjahu und seinen



Verbündeten  geplante  Justizreform  das  Fass  zum  Überlaufen.  Nachdem
große Teile der israelischen Gesellschaft seit mehreren Jahren eine Anklage
Netanjahus wegen eines Korruptionsskandals fordern, könnte der neue-alte
Ministerpräsident durch seine Justizreform einer Anklage entgehen. Diese
Dreistigkeit  und  Verhöhnung  des  bürgerlichen  Rechtsstaates  bildete  die
Grundlage für die folgenden Massenproteste.

Die geplante Reform sieht vor, dass Entscheidungen des obersten Gerichts in
Zukunft mit einfacher Mehrheit des Parlaments revidiert werden können,
ergo die Rechtsprechung quasi entmachtet wird. Zusätzlich dazu sieht die
„Reform“  auch  vor,  dass  die  Regierung  im  Alleingang  Richter_Innen
ernennen  kann,  die  dann  (ähnlich  wie  die  von  Trump  ernannten
Richter_Innen des Supreme Courts) die reaktionäre Ideologie der aktuellen
Regierung in ihre „Rechtsprechung“ fließen lassen. Die Justizreform ist also
ein klarer Angriff auf die Unabhängigkeit der Justiz, die für eine bürgerliche
Demokratie zentral ist.

Die besondere Stellung des Obersten Gerichtshof war schon häufiger Ziel
von  Angriffen  rechter  Regierungen.  Er  gilt  unter  linksliberalen  und
sozialdemokratischen  Israelis  als  Hort  der  Menschenrechte  und  der
Demokratie.  Dementsprechend groß ist  die  Empörung über  die  geplante
Reform  nun  in  diesen  Kreisen.  Diese  Empörung  ist  berechtigt  und  als
Revolutionär_Innen  verteidigen  auch  wir  Angriffe  gegen  bürgerlich-
demokratische  Rechte,  auch  wenn  sie  Institutionen  von  kapitalistischen
Nationalstaaten  sind.  Dennoch  haben  wir  keine  Illusionen  in  diesen
Gerichtshof. Auch bevor die rechte Regierung ihre Reform angekündigt hat,
hat der Gerichtshof die israelische Gesellschaft nicht davor bewahrt,  den
Charakter eines Besatzungsregimes und eines Apartheidstaates anzunehmen.
Die  aktuellen  Angriffe  verdeutlichen  nur  einmal  mehr,  wie  schnell  die
Bourgeoisie bereit ist, ihre zuvor hoch gelobte Demokratie zu entmachten,
sobald sie ihren Interessen im Wege steht.  Ähnliche Beispiele haben wir
zuletzt in Brasilien unter Bolsonaro, in Ungarn unter Orban, in Polen unter
der PiS oder in den USA unter Trump gesehen.



Reaktionäre Innenpolitik
Während  sich  die  religiösen  Splitterparteien  und  die  rechtsextremen
Siedler_Innen vor allem an ihrem Rassismus gegenüber Palästinenser_Innen
abarbeiten,  vertritt  der  Likud  zudem  eine  zutiefst  neoliberale
Wirtschaftspolitik.  Der  bis  auf  eine  kleine  Unterbrechung seit  14  Jahren
regierende  Netanjahu  hat  große  Leistungen  für  das  israelische  Kapital
vollbracht, indem er es schaffte, Arbeitsrechte und Sozialstaat und auf ein
Minimum herunterzufahren. Ein Resultat dieser Politik ist,  dass in vielen
israelischen  Städten  die  Immobilienpreise  so  hoch  sind,  dass  dagegen
München und Frankfurt  am Main geradezu günstig wirken.  Auch andere
Lebenshaltungskosten stiegen im Laufe seiner Amtszeiten massiv an. Viele
Israelis benötigen 2 bis 3 Jobs, um überhaupt über die Runden zu kommen.
Öffentliche Schulen und Krankenhäuser sind in einem desaströsen Zustand,
während es sich reiche Israelis leisten können, auf Privatschulen und private
medizinische  Einrichtungen  auszuweichen.  Jede_r  Shekel,  der  in
Checkpoints, Mauern, Drohnen und Panzer fließt, fehlt in den israelischen
Schulen, Sozialkassen und Krankenhäusern. Ein Ende dieser Entwicklung ist
sicher nicht in Sicht mit der neuen Koalition, eher ist davon auszugehen, dass
auch weiterhin die Folgen der allgemeinen Krise, die auch Israel betrifft, auf
dem Rücken der Arbeiter_Innen ausgetragen werden.

Noch  dramatischer  steht  es  um  die  Rechte  von  LGBTIQ-Personen  und
ethnischen  oder  religiösen  Minderheiten.  So  ist  die  religiös-zionistische
Partei offen queerfeindlich und macht daraus auch keinen Hehl. Ihr zufolge
sollen  medizinische  Einrichtungen  mit  religiösem  Träger  sich  weigern
dürfen,  queere  Menschen  zu  behandeln.

Generell  wird voraussichtlich der Rassismus gegen nicht-jüdische Israelis
aber auch gegen nicht-weiße Juden:Jüdinnen, die zum Beispiel aus Äthiopien
oder  dem Jemen nach Israel  geflohen und häufig  massiven rassistischen
Anfeindungen bis  hin zu brutalen Angriffen ausgesetzt  sind,  noch weiter
zunehmen.

Mit  der  sich  verschärfenden  Wirtschaftskrise  geht  auch  eine  verstärkte
Verelendung  der  Arbeiter_Innenklasse  in  Israel  und  ihrer  besonders



marginalisierten, sexistisch oder rassistisch unterdrückten Teile einher. Die
israelische Regierung versucht jetzt durch nationalistische Propaganda und
der  Erweiterung  des  israelischen  Staatsgebiets  dieser  Krise  durch
kurzfristige  Scheinlösungen  zu  begegnen  und  die  israelische
Arbeiter_Innenklasse mittels  Nationalismus an die  herrschende Klasse zu
binden und damit ihre Schlagkraft zu verringern. Eine zentrale Rolle spielt
dabei  auch  das  Wiederaufkommen  einer  entschiedenen  Kriegsrhetorik
gegenüber  dem  Iran.

Was bedeutet das für Palästinenser_Innen?
Dementsprechend  hat  sich  die  Lage  der  Palästinenser_Innen  massiv
verschlechtert  und  zu  einer  neuen  Welle  von  Gewalt  und  Gegengewalt
geführt. Bei Operationen des israelischen Militärs in Städten wie Jenin oder
Nablus sind seit Anfang des Jahres mehrere Dutzend Palästinenser_Innen
ermordet worden, im Schnitt mehr als ein Mensch pro Tag!

Dazu kam es im palästinensischen Dorf Hawara zu einem Pogrom durch
rechtsradikale Siedler_Innen, die mehrere Dutzend Häuser und Geschäfte
anzündeten,  mindestens  einen  Menschen  töteten  und  zahlreiche  weitere
Verletzten.  Die  israelische  Armee  hat  ihnen  dabei  zugesehen  und
Rückendeckung  gegeben.

Polizeiminister Ben-Gvir  sorgte mit  einem Besuch auf  dem Tempelberg –
Standort der Al-Aqsa Moschee- ebenfalls für eine krasse Provokation. Als
Ariel Sharon im Jahre 2000 den Tempelberg betrat, war das der Auslöser für
die  2.  Intifada.  Ben-Gvir  kündigte  darüber  hinaus  noch  an,  dass  er  es
Muslima_en nicht den gesamten Ramadan über erlauben wolle, in der Al-
Aqsa Moschee zu beten.

Zu  allem  Übel  will  die  neue  Regierung  auch  noch  die  Todesstrafe
wiedereinführen. Diese soll gegen Palästinenser_Innen, die Israelis ermordet
haben,  angewendet  werden  können,  nicht  aber  gegen  Israelis,  die
Palästinenser_Innen  ermordet  haben.  Zwar  müssen  Palästinenser_Innen
ohnehin damit rechnen, vom israelischen Militär getötet zu werden, wenn sie
sich  der  Besatzungspolitik  widersetzen.  Allerdings  unterstreicht  die



Wiedereinführung der Todesstrafe – allein für Palästinenser_Innen – noch
einmal bildlich die Geringschätzung palästinensischen Lebens.

Weniger offensichtlich aber doch extrem relevant ist auch die Übertragung
der Kontrolle über die Westbank von einer militärischen zu einer zivilen
Behörde.  Während  die  Militäradministration  den  jahrzehntelangen
Besatzungsstatus des Gebietes aufrecht erhielt, ist dies nun als endgültiges
Zeichen  zu  verstehen,  dass  für  die  aktuelle  israelische  Regierung  ein
Verlassen dieser, und somit eine zwei Staaten Lösung, keine Option mehr ist
und sie die gesamte Westbank als Teil israelischen Staatsgebiets betrachtet.

Welche Perspektive hat der Protest?
Der Protest, der sich in erstes Linie als Widerstand gegen die Justizreform
aufstellt und an dem bis zu 250.000 Menschen im ganzen Land teilnahmen,
wird getragen von einer sehr breiten israelischen „Zivilgesellschaft“ und ist
geprägt von liberal-zionistischen Kräften. Am Meer aus israelischen Flaggen,
das  auf  den  Großdemonstrationen  in  Tel  Aviv/Jaffa  zu  sehen  war,  wird
deutlich, wie nationalistisch dieser eigentlich ist. Dennoch scheint die neue
Regierung vor den Protesten zu zittern, wenn sie mit allen Mitteln versucht,
die eigentlich sehr zahmen Proteste als „Gesetzesbrecher“ zu verunglimpfen
und ihnen vorwerfen, sie würden „Anarchie“ verbreiten.

Der von der neuen Rechtsregierung abgelöste ehemalige Ministerpräsident
Lapid versucht,  sich dabei  als  liberaler  Gegenspieler  von Netanjahu und
Hüter der israelischen Demokratie zu inszenieren. Dabei war er es, der zuvor
auch keinerlei  Probleme damit  hatte,  mit  Naftali  Bennets  kaum weniger
rechtsextremen Siedlerpartei  gemeinsam zu regieren. Die Massenproteste
werden  weiterhin  ohnmächtig  gegenüber  den  rechten  Angriffen  auf
demokratische Rechte sein, solange sie sich von liberal-zionistischen Kräften
anführen lassen. Ihre Alternative gegenüber Netanjahu sieht vielleicht so
aus, dass der Oberste Gerichtshof unangetastet bleibt und die Siedlungen
weniger stark ausgebaut werden. An der Realität des Besatzungsregimes,
des  Abbaus  des  israelischen  Sozialstaates,  der  massiven  Inflation,  der
Verschlechterung der  Arbeitsbedingungen und der  Krise  des  Wohnungs-,
Bildungs- und Gesundheitssektors werden sie nichts verändern.



Dennoch können die Massenproteste einen Ausgangspunkt für den Aufbau
von  Gegenmacht  bieten.  Zentral  dabei  ist  es,  ob  fortschrittliche
Organisationen es verstehen, in diese Proteste eine unabhängige Position der
israelischen und der palästinischen Arbeiter_Innenklasse zu tragen und die
Führung zu übernehmen. Es muss dabei darum gehen, die soziale Frage mit
der  Beendigung  der  Besatzung  zu  verknüpfen.  Sozialdemokratisch-
stalinistische Gruppen wie „Hadash“ und autonome Antifa-Gruppen haben
auf den Großdemonstrationen mit ihrem „radical bloc“ ein starkes Zeichen
gesetzt. Darin fanden sich viele palästinensische Fahnen, „Palestinen Lives
Matter“-Schilder als auch Banner mit der Aufschrift „There’s no democracy
with apartheid,” oder “A nation that occupies another nation will never be
free“. Dabei ist das Zeigen der palästinensischen Flagge seit Neustem eine
durchaus  heikle  Angelegenheit.  So  hatte  Ben-Gvir  zuvor  das  Zeigen von
Palästina-Flaggen auf öffentlichen Plätzen verboten, weil diese angeblich für
„Terrorismus“ stünden.

Dieser  Block  wurde  damals  von  anderen  Demonstrant_Innen  aktiv
angegangen und versucht von der Demo zu drängen, jedoch konnte sich der
pro-palästinensiche Block mit der Zeit etablieren und deutlich anwachsen.

Die Proteste setzen Netanjahus Regierung real unter Druck, gerade deshalb
weil die Protestierenden sich überdurchschnittlich stark aus Beschäftigten
zentraler Bereiche, zum Beispiel IT-Spezialist_Innen, zusammensetzen. Auch
zahlreiche  Kulturschaffende  sowie  Klein-  und  Mittelunternehmer_Innen
unterstützen  die  Proteste  und  lehnen  die  Justizreform  ab.  Auch  der
israelische  Gewerkschaftsbund  Histadrut,  der  aufgrund  seiner  historisch
stark ausgeprägten Staatstreue bisher nicht zu den Demonstrationen aufrief,
droht  nun  damit,  sich  anzuschließen  und  seine  800.000  Mitglieder  zum
Protest, und eventuell zum Streik, aufzufordern.

Was braucht es um Netanjahu, Ben-Gvir und
Co. Zu schlagen?
Für  uns  als  Sozialist_Innen  ist  klar,  dass  eine  Demokratie  unter  den
Bedingungen  kapitalistischer  Profitmaximierung  sowie  ethnischer



Segregation und rassistischer Ungleichbehandlung nur Heuchelei ist. Israel
kann nur dann wirklich demokratisch sein, wenn es auch Palästinenser_Innen
dieselben Rechte zugesteht wie jüdischen Israelis und die Produktionsmittel
gemeinsam demokratisch kontrolliert werden.

Revolutionär_Innen  müssen  sich  den  Massenprotesten  gegen  Netanjahu
anschließen und gemeinsam mit den antizionistischen Kräften vor Ort für
eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse kämpfen. Ein zentraler
Punkt dabei ist  die Anerkennung des Rechts der Palästinenser_Innen auf
nationale Unabhängigkeit. Ebenso steht ihnen auch das Recht zu, sich gegen
Angriffe zu verteidigen und gegen die fortwährende Besatzung zu wehren.
Wir  verteidigen dieses  Recht,  auch wenn wir  Angriffe  auf  Zivilpersonen,
insbesondere  den  brutalen  Anschlag  auf  die  betenden  Menschen  in  der
Synagoge in Ost-Jerusalem, entschieden ablehnen. Die sinnlosen Angriffe von
Palästinenser_Innen auf Zivilpersonen sind ein Ausdruck der Führungskrise
im palästinensischen Widerstand, der den verschärften Angriffen kaum eine
glaubhafte Perspektive entgegenzusetzen hat. Dies liegt an der Schwäche
der  palästinensischen  Linken  und  dem  historischen  Verrat  der
Stalinist_Innen in ihren Reihen, aber auch an der verräterischen Politik der
palästinensischen  Autonomiebehörde,  der  Abwesenheit  von  legalen
Protestmöglichkeiten  und  dem  Siegeszug  des  politischen  Islams  in  der
gesamten Region.  So konnten sich  Hamas und Islamischer  Jihad als  die
„entschlossenere  Alternative“  präsentieren,  obwohl  sie  beide  reaktionäre
Organisationen  sind,  die  nicht  im  Interesse  der  palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse  handeln.

Netanjahu,  Ben-Gvir  und ihre  reaktionäre  Bande können nur  geschlagen
werden,  wenn  sich  die  israelischen  Arbeiter_Innen,  Jugendlichen  und
Unterdrückten mit den palästinensischen Massen zusammenschließen. Wenn
sie gemeinsam kämpfen gegen Justizreform, Besatzung und Neoliberalismus
aber auch gegen die reaktionäre Politik palästinensischer Kräfte wie Hamas
und  Fatah.  Dies  würde  bedeuten  anzuerkennen,  dass  israelische  und
palästinensische  Arbeiter_innen  objektiv  dieselben  Interessen  und  Ziele
haben  und  dass  sie  nur  die  subjektiven  Ketten  des  Nationalismus,
Antisemitismus und Rassismus davon trennen. Die Geschichte hat schon oft



gezeigt, dass nationale Gegensätze im gemeinsamen Kampf für gleiche Ziele
verschwinden  können.  Unsere  Perspektive  ist  die  eines  säkularen  multi-
ethnischen  Arbeiter_Innenstaates  zu  kämpfen,  in  dem  jeder  Mensch
unabhängig  von  seiner  Religion  und  Hautfarbe  in  Frieden  leben  kann.

Streiks  im  ÖPNV:  Für  eine
sozialistische Verkehrswende!
Von Yorick F., aus der REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

FFF und ver.di gemeinsam im Streik
Am 3. März fand der Tag des Globalen Klimastreiks von Fridays For Future
statt,  der  in  diesem  Jahr  aktiv  mit  den  Arbeitskämpfen  im  öffentlichen
Personennahverkehr verbunden wurde.

Am selben Tag hatte die Gewerkschaft ver.di bundesweit in mehr als 250
Orten zum Streik aufgerufen. Nicht nur stand der Verkehr an diesem Tag
größtenteils  still,  auch  die  Beschäftigten  solidarisierten  sich  durch  eine
Teilnahme an den Demonstrationen mit den Klimaaktivist_Innen, welche im
Gegenzug Streikposten besuchten. Gemeinsam unterstützten sie mit ihnen
ihre Forderungen nach einem Festgeld von 500€ und einer Lohnerhöhung
von 10,5% als Ausgleich für die weiterhin wütende Inflation, sowie einen
massiven  Ausbau  des  ÖPNVs.  Auch  mit  Beschäftigten  aus  der
Automobilindustrie wurde gestreikt, so in Zwickau wo gemeinsam mit den
Beschäftigten  des  Automobilzulieferers  GKN  für  ihre  Tarifforderungen
gestritten wurde. Das Echo auf diesen erneut aufkommenden Schulterschluss
zwischen  Klimabewegung  und  Gewerkschaften  blieb  nicht  aus:  So
bezeichnete  der  Vorsitzende  der  Bundesvereinigung  der  deutschen
Arbeitgeberverbände  (BDA)  Steffen  Kampeter  diesen  als  „gefährliche
Grenzüberschreitung“.  Wir  sagen:  Wenn sich  prominente  Vertreter_Innen
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des  Kapitals  besorgt  zeigen,  ist  das  ein  gutes  Zeichen!  Auch  dass  sich
Bundesverkehrsminister Volker Wissing (FDP) am Tag des Klimastreiks für
einen weiteren Ausbau der Autobahn ausgesprochen hat, zeigt, dass diese
Entwicklungen  mehr  als  notwendig  sind.  Die  Klimabewegung  muss  jetzt
weiterhin in der notwendigen Frage der Verkehrswende zeigen, dass die
ökonomische Not der Beschäftigten ihr nicht egal ist und dass die Interessen
der Arbeiter_Innen auch ihre sind.

Die Rolle des Verkehrs für den Klimaschutz
Die Frage der Mobilität ist für den Kampf gegen die Zerstörung unseres
Planeten eine sehr zentrale. So hat allein der individuelle Personenverkehr
im  Jahr  2019  fast  18% der  durch  die  Verbrennung  fossiler  Brennstoffe
entstandener Treibhausgase verursacht. Die Frage ist zusätzlich brisant, da
die  Autoindustrie  weltweit  einer  der  größten  Wirtschaftssektoren,  in
Deutschland, gemessen am Umsatz, sogar der bedeutendste ist. So gilt das
Auto spätestens seit dem sog. „Wirtschaftswunder“ unter Ludwig Erhard als
Symbol der deutschen Industrie und des gesellschaftlichen Fortschritt. Dass
dies mit Nichten der Fall ist beweisen nicht nur die CO2-Bilanzen, sondern
vor allem auch die enorme Ineffizienz des Autos. Private PKWs stehen die
meiste  Zeit  nur  herum  und  haben  pro  Insass_In  einen  desaströsen
Kraftstoffverbrauch (etwa in Vergleich zu einem Zug/Bus etc.). Dennoch sind
viele,  besonders  in  ländlichen  Regionen,  unmittelbar  auf  das  Auto
angewiesen, wenn in entlegenen Regionen der Bus nur alle 2 Stunden kommt
und man dann fast 5 Euro für eine Fahrt zahlt. Da ist es kein Wunder, dass in
Deutschland über 48 Millionen private PKWs fahren (stand Januar 2022).

Die  Verkehrswende  muss  antikapitalistisch
sein!
Dass  dieser  Zustand ein  Problem ist,  zeigt  sich  auch daran,  dass  selbst
Parteien, die mit Klimaschutz nicht einmal offiziell etwas am Hut haben, wie
die CDU, das Thema Verkehrswende floskelhaft ansprechen. Dabei muss uns
als RevolutionärInnen klar sein, dass diese und auch die Versprechen der
Grünen nichts weiter als leere Worte sind. Spätestens seit Lützerath ist klar,



dass die Interessen großer Konzerne von ihnen über den Erhalt  unserer
Lebensgrundlage gestellt werden. Die Verkehrswende ist für uns vor allem
eine gesellschaftliche Frage: Die aktuelle Ordnung des Verkehrs ist Produkt
der gesellschaftlichen Verhältnisse, welchen er zu dienen hat. Zwar erkennen
die  Herrschenden  zumindest  floskelhaft  die  Notwendigkeit  einer
Transformierung des Verkehrs an, werden aber nie in der Lage zu sein, diese
ausreichend umzusetzen,  da sich ihre Vorstellung von Umweltschutz und
Nachhaltigkeit  immer  unter  die  eigenen  wirtschaftlichen  Interessen
unterordnen  muss.  Deshalb  muss  die  Mobilitätsfrage  ein  integraler
Bestandteil unseres antikapitalistischen Kampfes sein. Die Verbindung der
Klimabewegung  und  der  Gewerkschaften  ist  dafür  ein  unbedingt
notwendiger  Schritt,  der  u.a.  gemeinsam  mit  den  Beschäftigten  der
Automobilindustrie,  wie  des  ÖPNVs  gegangen  werden  muss.

Durch die  Streikbereitschaft  im Öffentlichen Dienst  können auch andere
Beschäftigte  besonders  in  Industrien  mit  traditionell  recht  hohen
Organisierungsraten, wie etwa der Automobilindustrie, weiter für den Kampf
um  die  Verkehrswende  und  damit  für  den  Sozialismus  und  gegen  den
Klimawandel gewonnen werden. Hierfür müssen wir als RevolutionärInnen in
der Klimabewegung Kämpfe weiter zusammenführen und für fortschrittliche
sozialistische  Positionen  innerhalb  der  Gewerkschaften  sowie  der
Klimabewegung einstehen, denn ihre Führung ist nicht willens, diesen Weg
in seinem vollen notwendigen Ausmaß mit zu gehen. Dies müssen wir mit
dem Ziel tun, gemeinsam mit Aktivist_Innen der Klimabewegung und den
Beschäftigten  in  den  Gewerkschaften  des  Verkehrs,  sowie  der
Automobilindustrie,  ein  revolutionäres  Programm  aufzustellen,  um
gemeinsam  für  dieses  zu  kämpfen.

Enteignung der Verkehrsbetriebe und nachhaltige Umstrukturierung
u n t e r  K o n t r o l l e  d e r  B e s c h ä f t i g t e n !  K o s t e n l o s e
Umschulungsmaßnahmen  in  klimaschädlichen  Wirtschaftszeigen
durch  Organe  der  Arbeiter_Innenbewegung!
Kostenloser ÖPNV für alle!
Umsetzung aller Forderungen der Streikenden! Für einen massiven
Ausbau des ÖPNVs, höhere Löhne und mehr Personal!



Filmkritik  „Im  Westen  nichts
Neues“:  Kontext  verzerrendes
Bildergewitter
Von  Lars  Keller ,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  der  Gruppe
ArbeiterInnenmacht,  März  2023

Da hat die deutsche Netflix-Neuverfilmung von „Im Westen Nichts Neues“
also vier Oscars gewonnen: ein bildgewaltiger Film, dessen Plot jedoch eine
Welt  versinnbildlicht,  die  wieder  am Rand des  Weltenbrandes  steht  und
keinen Ausweg daraus findet. Warum ist das so?

Krieg als Kunst als Ware
Dass ein Antikriegsfilm – und als solcher darf sich die Arbeit von Regisseur
Edward Berger auf jeden Fall  bezeichnen – auch nichts anderes als eine
Ware ist, die Geld auf dem Filmmarkt einspielen soll, ist ja kein Geheimnis.
Genauso wenig, dass die Oscars selbst Teil dieser Industrie sind, die sich in
der Verleihungschoreographie quasi selbst geil findet.

Zwangsläufig führt das jedoch zu einer besonderen Form der Dramaturgie,
die schnell ins Ahistorische übergeht. Zum Beispiel, wenn der Film in einer
der Anfangsszenen die mythisierte Kriegsbegeisterung ins Jahr 1917 verlegt,
eine Zeit,  die längst von Hunger, Kriegsmüdigkeit und Zynismus geprägt
war.

Oder indem die Handlung des Romans auf 148 Minuten zusammengestaucht
wird. Relevante Szenen des Romans – etwa der Streich Paul Bäumers und
seiner Kameraden an ihrem erniedrigenden Ausbilder; der Fronturlaub; das
Unverständnis  und  die  Verlorenheit,  die  Bäumer  zuhause  fühlt;  seine
Begegnung mit russischen Kriegsgefangenen – haben da drin logischerweise
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keinen Platz. Es bleibt das Geschehen in den Gräben, wo der Film technisch
groß aufgefahren hat und durchaus sehr überzeugende schauspielerische
Leistungen zeigt.

Dennoch: Netflix produziert doch sonst aus jedem noch so abgedroschenen
Thema eine von durchschnittlicher Mittelmäßigkeit durchsetzte Serie. Hier
wäre mal die Chance gewesen, darüber hinauszuwachsen.

Aber letztlich ist das egal. Den durchschnittlichen Zuschauer:innen reicht
das  Gemetzel,  um  ihrer  Angstlust  nachzugehen  und  dann  zu  sagen:
„Schrecklich!“  oder  „Krass!“

Konzernproduktionen  von  Netflix,  Warner  oder  Disney  haben  weder  die
Aufgabe  noch  den  Anspruch,  historische  Ereignisse  korrekt  zu
kontextualisieren. Ihre Macher:innen haben auch selbst gar kein Bewusstsein
dafür.  Das ist  ja  gerade die Crux mit  der Ideologie.  Am Set  denken sie
vielleicht wirklich, sie tragen hier dazu bei, zukünftige Kriege zu verhindern.
Aber ob es diese Gedanken gestern auch beim Applaus gab?

Klar könnte man jetzt sagen, dass Erich Maria Remarques Roman diesen
Kontext  selbst  nicht  herstellt.  Das  stimmt.  Die  Kritik  ist  trotzdem
gerechtfertigt, weil Bergers Film bei allen Weglassungen aus dem Roman
selbst einen zweiten Handlungsstrang zusätzlich geschaffen hat, der direkt
so, wie er dargestellt wird, auf Geschichtsklitterung im Dienste des Dramas
hinausläuft.

Kriegsende ohne Revolution
Es geht um die Verhandlungen im Eisenbahnwagen im Wald von Compiègne,
die zum Waffenstillstand führten.

Was  der  Film definitiv  gut  darstellt,  ist  die  besondere  Sinnlosigkeit  der
letzten Angriffsversuche selbstsüchtiger Befehlshaber, die noch Minuten vor
dem Waffenstillstand Menschen ins Feuer trieben.

Das Problem liegt im Kontext der Verhandlungen selbst.



Während die Herrschenden auf allen Seiten vier Jahre lang kein Problem
damit hatten, Massen auf die Schlachtbank zu führen, taucht nun der gute
Matthias Erzberger von der konservativen Zentrumspartei auf und appelliert
vor Humanismus triefend bei den französischen Unterhändlern um Frieden.

Noch 1916 stand derselbe Erzberger für einen Siegfrieden ein, ab 1918 für
einen  „Verständigungsfrieden“  –  also  einen  Frieden,  den  die
Imperialist:innen am Runden Tisch beschließen, um die Welt dort unter sich
aufzuteilen.

Das  größte  Problem  an  der  Erzählung  im  Film  ist,  dass  diese
Friedensbemühungen bei Erzberger (Daniel Brühl) als rein einsichtige Guter-
Mensch-Tat  erscheint,  auch  wenn  immerhin  anklingt,  dass  die  Oberste
Heeresleitung  in  ihm  einen  nützlichen  Trottel  gefunden  hat,  der  das
schmutzige Geschäft des Friedens – also der Niederlage – übernahm und das
Militär  somit  die  Dolchstoßlegende  zur  Wahrung  des  eigenen  Gesichts
bemühen konnte.

Aber  ohne  die  aussichtslose  Kriegssituation  und  vor  allem  ohne  die
h e r a u f z i e h e n d e  N o v e m b e r r e v o l u t i o n  l a s s e n  s i c h  d i e
Waffenstillstandsbemühungen auf deutscher Seite nicht verstehen. Letzteres
lässt der Film sträflich einfach weg. Während im Roman der Protagonist
„Entweder gibt es Frieden oder eine Revolution“ denkt, fällt dieses R-Wort
nirgends im Film. Das wäre aber Pflicht gewesen im Sinne einer historischen
Richtigkeit. Denn während das Buch im Oktober 1918 endet, treibt der Film
die Handlung ja bis in den November.

Natürlich war auch Remarque kein Revolutionär. Aber er vermied es, sich die
Finger  am falschen  Frieden  zu  verbrennen,  indem er  sich  rein  auf  die
Perspektive Paul Bäumers konzentrierte.

Berger  und  Netflix  sind  aber  absichtlich  über  dieses  Perspektive
hinausgegangen und bei ihnen ist der ganze Frieden nicht mehr als eine gute
Tat der Herrschenden. Er erscheint nicht als etwas, womit sie ihren eigenen
Kopf vor der Revolution retteten. Denn selbstredend war Erzberger genauso
wie  Ebert,  Noske  und  Co.  ein  entschiedener  Gegner  der  sozialistischen



Revolution.

Kontext heute
Und damit  mal  zurück in die Gegenwart,  in die Zeit  des Krieges in der
Ukraine, wo der Kampf um die Neuaufteilung der Welt erneut eskaliert. Die
NATO handelt hier in der Unterstützung der Ukraine genauso wenig selbstlos
wie ein Erzberger in Compiègne. Sie verfolgt durch das ukrainische Militär
eigene imperialistische Interessen gegenüber der russischen Konkurrenz.

Es gibt viele frappierende Parallelen, sei es, dass es wie ein Jahr nach dem
Beginn des ersten Weltkrieges auch heute wieder einen Munitionsmangel
gibt oder sei es, dass Bachmut mit Verdun verglichen wird.

Entsprechend  kam  der  Film  für  die  westlichen  Verbündeten  zur  genau
richtigen  Zeit.  Russland  erscheint  in  den  Köpfen  der  Meisten  als  der
Aggressor  –  was  es  ja  auch  ist.  Die  Kriegsziele  werden  jedoch  kaum
hinterfragt, was die westliche Seite angeht. Jetzt taucht so ein Film auf, der
die Schrecken des Krieges zeigt, und: Oha! Das wiederholt sich ja heute, und
Russland hat Schuld daran. Über die Angst vor dem Krieg bindet „Im Westen
Nichts Neues“ die Zuschauer:innen in die westlichen Kriegsbemühungen ein,
der  Pazifismus  landet  auf  dem Bauch.  Die  vier  Oscars  sind  kein  Zufall.
Mindestens unbewusst wirken die Bilder des Krieges von damals und heute
zusammen.

Für die Macher:innen des Films gilt, dass sie sich, indem sie mit dem Finger
mahnend auf die Vergangenheit weisen, heute moralisch auf der richtigen
Seite  wähnen.  Aber:  Psst!  –  auf  dieser  Seite  wähnten  sich  viele
Kulturschaffende  auch  vor  109  Jahren!

Russland  hat  den  Krieg  zwar  begonnen,  aber  wenn  dieser  zum Dritten
Weltkrieg ausartet tragen dafür alle daran beteiligten Herrschenden Schuld,
und alle sind sie von ihrer Unschuld überzeugt. Manche Regisseur:innen von
Antikriegsfilmen sind vielleicht, ohne es zu wissen, auf dem besten Weg, zur
moralischen Unterstützung des Krieges zu werden.



Stellt  sich  noch  die  Frage  nach  der
Verhinderung  und  dem Ende  des  Krieges.
Für Marxist:innen ist  in  Gedenken an Rosa Luxemburg (über deren Tod
Matthias Erzberger bestimmt nicht traurig war) klar, dass die Weltlage auf
Sozialismus oder Barbarei hinausläuft.

Der Sozialismus ist kaum als eine Alternative für unsere Gegenwart bekannt.
Das ist auch den Produzent:innen nicht vorzuwerfen. Wohl aber, historisch
inkorrekt und unvollständig gearbeitet zu haben. Und das wirkt nun mal auch
ins barbarische Heute.

In den letzten Jahren gab es viele Filme, die die Geschichte zum Gegenstand
nahmen. Babylon Berlin ist ein anderes Beispiel dafür, wobei die Serie offen
zur eigenen Fiktion steht.

Trotzdem:  Das  Ergebnis  dieser  Produktionen  ist,  auch  wenn  das  die
Macher:innen  vielleicht  nicht  wollen,  dass  die  Vergangenheit  noch
rätselhafter,  willkürlicher  und  naturgesetzlicher  erscheint,  als  sie  das
sowieso schon im Schulunterricht ist. Aber Geschichte ist Pseudonatur. Sie
wird von Menschen gemacht und Menschen können sie auch positiv bewusst
auflösen.

Weit  weg  von  solchen  Ideen  (Wofür  auch,  es  ist  ja  eine  kapitalistisch
vergewaltigte  Kunst,  die  Geld  und  Ruhm  bringen  soll!)  ist  die
Vergangenheitsbewältigung  der  modernen  Großfilmindustrie  darauf
reduziert, die Geschichte als mitreißendes Drama auf die Leinwand zu tragen
– und damit selbst zum Teil des sehr realen Gegenwartsdramas zu werden.



Sexarbeit  und  Prostitution  im
Kapitalismus
Leonie Schmidt, Zuerst erschienen in Neue Internationale 257, Juli/August
2021

Aktuell  ist  es  wieder  eine  heiße  Debatte  in  linken  und  auch  explizit  in
marxistischen  Kreisen:  Sollte  man  als  Linke/r,  insbesondere  als
KommunistIn,  für ein Verbot von Prostitution kämpfen? Schnell  wird mit
Vorwürfen  des  Liberalfeminismus  oder  der  SexarbeiterInnenfeindlichkeit
argumentiert. Aber wie sieht eine marxistische Betrachtung der Thematik
aus?

In diesem Artikel werden Wörter in der folgenden Bedeutung verwendet: 1.
Sexarbeit: Damit sind alle konsensuellen sexuellen Dienstleistungen gemeint.
Das  bedeutet  natürlich  zum einen  Sex,  aber  auch  bspw.  Erstellung  von
pornographischen Inhalten oder Cam- und Chat-Tätigkeiten; 2. Prostitution:
Hierbei  handelt  es  sich  um  den  konsensuellen  Kauf  von  Sex;  und  3.
Zwangsprostitution: Es geht dabei um den zwanghaften Verkauf von Sex, der
in  den  meisten  Fällen  nicht  konsensuell  ist,  also  eine  Vergewaltigung
darstellt.  Diese  Definitionen  zeichnen  natürlich  nur  einen  groben
Unterschied und es ist nicht in jedem Fall einfach, eine klare Trennung zu
ziehen.

Situation in Deutschland
Fakt  ist,  es  gibt  keine  genauen  Zahlen  darüber,  wie  viele  Personen,
insbesondere  Frauen,  sich  in  Deutschland  prostituieren  und  Sexarbeit
ausüben  und  wie  viele  es  davon  nicht  freiwillig  machen.  Es  gibt  zwar
Studien, in welchen aufgeführt wird, dass 90 % oder mehr der Prostituierten
in Deutschland aussteigen wollen und ihre Arbeit nicht als freiwillig ansehen.
Jedoch wurden diese vornehmlich bei Frauen unternommen, welche bereits
in Aussteigerprogrammen standen.

Die  Zahlen  sind  jedoch  definitiv  schwer  zu  erfassen,  da  es  auch  in
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Deutschland  genügend  Frauen  in  der  illegalen  Zwangsprostitution  gibt.
Außerdem ist es laut Prostituiertenschutzgesetz für SexarbeiterInnen nötig,
sich beim Amt zu melden.  Jedoch dürfte klar sein,  dass die Dunkelziffer
aufgrund  von  Zwangsprostitution  enorm  ist.  Ende  2019  waren  40.400
Personen  gemeldet.  Manche  Schätzungen  gehen  von  400.000
SexarbeiterInnen  inkl.  Zwangsprostituierten  in  Deutschland  aus.

Viele der Letzteren kommen aus Osteuropa  in der Hoffnung, der Armut zu
entfliehen und in Deutschland ein besseres Leben zu führen. Oftmals sind sie
direkt oder indirekt von Menschenhandel betroffen und können sich nur sehr
schwer dagegen wehren aufgrund von Armut, keiner anderen Möglichkeit, an
Geld zu kommen, sprachlicher Barrieren, oder weil ihnen von den Zuhältern
und Menschenhändlern die Pässe abgenommen werden. Zusätzlich sind sie
auch  noch  von  Rassismus  betroffen  und  aufgrund  der  Illegalität  ihres
Aufenthaltes von Abschiebungen und staatlicher Verfolgung bedroht.

Auch gibt es viele Armutsprostituierte, welche keine andere Möglichkeit in
diesem System sehen zu überleben. Diese sind meistens auch obdachlos und
drogenabhängig. Allerdings gibt es auch Prostituierte und SexarbeiterInnen,
welche ihren Job gerne und freiwillig ausüben. Das soll  aber keineswegs
verschleiern,  dass  diese  Tätigkeit  mit  enorm  viel  Gewalt  bis  hin  zu
sklavenartigen Verhältnissen und Unterdrückung verbunden ist  und viele
Traumata  und  posttraumatische  Belastungsstörungen  auslöst,  allerdings
nicht  immer  und  bei  jeder  Person.

Rechtliche Lage
Die  rechtliche  Lage  in  Deutschland  erlaubt  Prostitution  grundsätzlich.
Allerdings müssen sich die Prostituierten, wie bereits oben erwähnt, beim
Amt  melden.  Diese  Regelung  gilt  seit  2017  und  wurde  von  Betroffenen
bereits damals kritisiert, da es sich um ein Zwangsouting für ein zentrales
Register  handelt,  was  insbesondere  bei  einem  weiterhin  stigmatisierten
Beruf wie Prostitution problematisch ist. Außerdem war es ein erklärtes Ziel
des  Prostituiertenschutzgesetzes,  Frauen  vor  Zwangsprostitution  zu
schützen.  Doch  bleibt  es  eine  utopische  Annahme,  dass  sich
Menschenhändler  und Zuhälter  von so  einem Gesetz  etwas  vorschreiben



lassen,  da  sie  es  bereits  gewohnt  sind,  die  Frauen  zu  bedrohen  und
einzuschüchtern und Letztere somit gar nicht ohne Druck bspw. Anzeige
erstatten könnten. Des Weiteren müssen sich insbesondere Prostituierte aus
Osteuropa  Sorgen  machen,  dass  sie  nach  einem Verfahren  abgeschoben
werden könnten. Strukturelle Unterdrückung kann eben nicht einfach durch
Gesetz abgeschafft werden.

Sexarbeit ist Arbeit – oder?
Ist  sie  Lohnarbeit  oder  eine  andere  Form  der  Ausbeutung?  Das  hängt
natürlich vom Arbeitsverhältnis ab. Die meisten Personen in der Prostitution
arbeiten für einen Zuhälter. Hier können wir grundsätzlich ökonomisch von
einem Ausbeutungsverhältnis sprechen, jedoch in der Regel nicht von freier
Lohnarbeit,  weil  sie  oft  genug  auch  mit  einem  direkten,  persönlichen
Zwangs-  und  Gewaltverhältnis  verbunden  ist.  Der  Zuhälter  eignet  sich
allerdings einen Teil des Erlöses für die Dienstleistung der Prostituierten an,
die der Kunde zahlt. Es findet eine Form der Ausbeutung statt.

Das  Verhältnis,  das  der  Lohnarbeit  am  nächsten  kommt,  ist,  wenn  die
Prostituierte z. B. für ein Bordell arbeitet. Selbst wenn sie dort formal als
Selbstständige  registriert  sein  mag,  so  lässt  sich  dies  mit  der
Scheinselbstständigkeit eigentlicher LohnarbeiterInnen in anderen Berufen
vergleichen.

Die EigentümerInnen des Bordells kassieren praktisch einen Mehrwert aus
der Beschäftigung der Prostituierten und deren sexuellen Dienstleistungen.
Sie besitzen außerdem die Produktionsmittel, bspw. das Bordell als Ort der
Tätigkeit, und auch das nötige Zubehör wie bspw. Kondome oder Gleitgel.
Natürlich darf bei dieser Betrachtung nicht vernachlässigt werden, warum
die meisten Prostituierten überhaupt beginnen, in diesem Gewerbe tätig zu
werden: Es ist oftmals ökonomischer Zwang. Dieser herrscht natürlich auch
bei  anderen Arbeitsverhältnissen,  allerdings nicht in solch einer Form in
Kombination mit psychischer, körperlicher und sexualisierter Gewalt.

Allerdings  ist  die  Aussage,  SexarbeiterInnen,  insbesondere  Prostituierte,
würden ihren Körper verkaufen, falsch, denn er wird nicht zur Ware selbst



und existiert hinterher immer noch. Richtig ist hingegen, dass es sich um
eine  Dienstleistung  handelt  und  der  Körper  für  eine  bestimmte  Zeit  als
Arbeitsmittel  fungiert  (als  Mittel  zur  Befriedigung  eines  bestimmten
sexuellen Bedürfnisses). Oftmals ist ein Argument dafür, dass der Körper
doch verkauft werden würde, dass er für eine bestimmte Zeit für jegliche
sexuelle Befriedigung gemietet wird. Jedoch trifft das nicht für alle Fälle und
unvermeidlich zu. Es gibt Tarife für bestimmte Tätigkeiten oder Zeiten und
auch Grenzen für das, was angeboten wird. Nicht zu bestreiten ist, dass es
jedoch Freier gibt, die diese übertreten.

Es gibt aber auch SexarbeiterInnen, die quasi selbstständig sind. Das heißt
jedoch  nicht,  dass  sie  nicht  auch  ökonomischen  Zwängen  oder  anderen
Unterdrückungsformen  unterworfen  sind.  Einerseits  gibt  es  die
Prostituierten,  welche  direkt  auf  der  Straße  ohne  Bordell  und  Zuhälter
arbeiten.  Oft  sind  gerade  diese  besonders  gefährdet  durch  sexualisierte
Gewalt,  da sie ohne Schutz sind (wenngleich die Zuhälterei oftmals auch
keinen sonderlich großen bietet und ihrerseits ein Gewaltverhältnis darstellt)
und oftmals auch völlig unterbezahlt werden.

Andere selbstständige SexarbeiterInnen sind teilweise in der Lage, sich ihre
KundInnen auszusuchen oder produzieren von Zuhause aus pornografische
Inhalte. Diese kann man durchaus eher zum KleinbürgerInnentum zählen,
denn sie arbeiten nicht für andere. Sie verkaufen nicht ihre Arbeitskraft,
sondern ein Produkt. Allerdings ist zu beachten, wie das Material vertrieben
wird, denn wenn es Websites wie OnlyFans (OF) hochladen, welche daraus
Profit schlagen und einen Teil der Zahlungen einbehalten (bei OF sind es 20
%), so ist doch wieder ein Ausbeutungsverhältnis vorhanden, wobei auch hier
die Frage bestehen bleibt, ob es sich um eine Haupttätigkeit handelt oder ob
es weiteren Besitz an Produktionsmitteln etc. gibt.

Gerade bei OF sind nämlich auch viele Prominente tätig, die nicht auf die
Zahlungen angewiesen sind. Grundsätzlich ist aber OF eine Plattform, wo
untersucht  werden  muss,  wie  viel  ökonomischer  Zwang hinter  Sexarbeit
stecken kann. Da sie leicht zugänglich ist und es offizielle Statistiken gibt,
kann  erkannt  werden,  wie  groß  der  Zuwachs  an  KreatorInnen  und
NutzerInnen während der Corona-Pandemie und der damit einhergehenden



Krise (inkl. Jobverlusten und Arbeitslosigkeit) ausfiel: Alleine im März 2020
stiegen die Nutzerzahlen um 75 % an.

Historische Betrachtung
Schon Friedrich Engels bezog die Prostitution in seine Betrachtungen der
Entwicklung der Frauenunterdrückung mit ein. Hier wird klar, dass diese,
genau  wie  die  bürgerliche  Familie,  untrennbar  mit  dem  Kapitalismus
verwoben ist und sich über alle Klassengesellschaften hin zur heutigen Form
entwickelt hat. Laut Engels sind die bürgerliche Familie und die Prostitution
zwei Seiten der gleichen Medaille, da es bei Ersterer v. a. um unbezahlte
Reproduktionsarbeit bzw.  Vererbung der Produktionsmittel, bei Zweiterer
um sexuelle Befriedigung der Freier geht.

Diese  Teilung  zwischen  klassengesellschaftlichem  Nutzen  und  sexueller
Befriedigung existierte  schon in  vorkapitalistischen Klassengesellschaften.
Bspw.  im  antiken  Griechenland  wurde  es  besonders  deutlich  mit  der
Dreiteilung zwischen Ehefrau, welche für Gebären  und Familie zuständig
war und das Haus quasi nicht verlassen durfte, der Hetäre für die sexuelle
Befriedigung und der Geliebten, die die Romantik ins Spiel brachte.

Diese Teilung sehen wir auch im Kapitalismus, jedoch ist es eben nur noch
eine zweifache. Die weiterhin auferlegte Monogamie, insbesondere für die
Frau, trägt also auch ihren Teil dazu bei, dass gesellschaftliche Nachfrage
nach Prostitution besteht.

Natürlich  ist  es  für  MarxistInnen  notwendig,  gesellschaftliche
Zusammenhänge zu kritisieren. Das sollte allerdings niemals auf Basis der
Moral  offiziöser,  aber  heuchlerischer  bürgerlicher  Prüderie  geschehen,
sondern vielmehr auf der einer dialektisch-materialistischen Kritik. Hier wäre
anzumerken, dass es natürlich schon fatal ist, dass Sexualität zu einer Ware
verkommt,  n icht  nur  in  Form  von  Sexarbei t ,  sondern  auch
Schönheitsindustrie  und  den  damit  verbundenen  Instrumenten,  Werbung
sowie Dating Apps etc.

Dementsprechend können wir auf die Frage, ob es im Sozialismus Sexarbeit



geben wird, antworten: Nicht so, wie sie heutzutage funktioniert. Genauso,
wie es auch keine Lohnarbeit und kein Geld in dieser Form mehr geben wird.
Allerdings  kann es  durchaus  vorkommen,  dass  sexuelle  Dienstleistungen,
natürlich frei von ökonomischen und sonstigen Zwängen, angeboten werden
könnten, je nachdem, ob sich dafür Menschen finden, die dies tun wollen. Die
Frage der Notwendigkeit kann aus heutiger Sicht natürlich nicht komplett
beantwortet werden. Fakt ist aber, dass diese durchaus mit dem endgültigen
Absterben  der  bürgerlichen  Familie  und  der  Monogamie  verschwinden
könnte.

Feministisches „Empowerment“?
Einige Teile des liberalen Feminismus werfen die These in den Raum, dass
Sexarbeit  grundsätzlich   „empowernd“,  selbstermächtigend  sei,  während
Teile  des  Radikalfeminismus  die  Ansicht  vertreten,  dass  jede  Sexarbeit
Zwangsprostitution  wäre,  das  Patriarchat  direkt  unterstützen  würde  und
somit  zu  unterbinden  ist.  Beide  Annahmen  ignorieren  die  Realität  von
Sexarbeitenden, denn natürlich ist Sexarbeit nicht grundsätzlich empowernd,
nur weil sich die Person freiwillig dazu entscheidet und der ökonomische
Zwang ignoriert  wird.  Grundsätzlich ist  im Kapitalismus überhaupt keine
Lohnarbeit und keine Form der Ausbeutung selbstermächtigend.

Allerdings können insbesondere eine Verbesserung des Arbeitsumfeldes und
ein offener Umgang mit der Tätigkeit und der Kampf für die eigenen (Arbeits-
)Rechte durchaus eine positive und fortschrittliche Wirkung zeitigen sowie
grundsätzlich auch eine Möglichkeit bieten, offen mit seiner Sexualität und
seinem  Körper  umzugehen  (allerdings  besteht  diese  Möglichkeit  nur
außerhalb  von  Armutsprostitution  und  ist  eher  selten  anzutreffen).
Insbesondere zu beachten ist hier auch, dass es viele Sexarbeitende gibt, die
sich in keine Opferrolle  drängen lassen,  sondern selbstbestimmt für ihre
Rechte, gegen Gewalt und gegen Stigmatisierung eintreten möchten.

Auf der anderen Seite ist es natürlich auch eine falsche These zu behaupten,
alle,  die  sich  bewusst  für  Sexarbeit  entschieden,  wären  ganz  einfach
privilegiert und Sklavinnen des Patriarchats. Man kann sich natürlich auch
bewusst  für  diese  Form der  Lohnarbeit  entscheiden und trotzdem einen



ökonomischen Zwang verspüren. Dem Kampf gegen das Patriarchat wäre
auch nicht geholfen, wenn diese Einzelpersonen sich für einen anderen Job
im  Niedriglohnsektor  entscheiden  würden.  Allerdings  darf  Sexarbeit
natürlich auch nicht romantisiert und als der „Girlboss-Move“ schlechthin
dargestellt werden, denn leider denken viele, insbesondere junge Frauen mit
der  ansteigenden  Popularität  von  OF,  dass  dies  schnelles  und  leicht
verdientes Geld wäre.  Diese Einstellung wird allerdings besonders durch
RadikalfeministInnen den offen auftretenden SexarbeiterInnen in die Schuhe
geschoben, was keineswegs auf alle zutrifft und nur einen sehr marginalen
und vermutlich besser gestellten Teil der SexarbeiterInnengemeinde betrifft.

Verbot von Sexarbeit – die Lösung?
Viele  Linke  schlagen  als  Lösung  ein  Verbot  vor,  indem  Zuhälterei  und
Freierschaft bestraft werden und nicht die Sexarbeitenden selber. Das mag
auf  den  ersten  Blick  sinnvoll  klingen,  allerdings  hat  das  sogenannte
„Nordische Modell“ viele Tücken, über die auch SexarbeiterInnen aufklären.
Aktuell wird dieses Modell auch schon u. a. in Schweden praktiziert. Daher
ist  es  möglich,  die  Folgen  zu  analysieren.  Dadurch,  dass  nicht  das
Gesellschaftssystem, der Kapitalismus, welches Sexarbeit notwendig macht,
abgeschafft  werden soll,  besteht  die  Nachfrage der  Kundschaft  natürlich
weiterhin.  Durch dieses Verbot  wird die  Sexarbeit  aber in  die  Illegalität
gedrängt,  wodurch  es  vermehrt  zu  Übergriffen  und  schlechten
Arbeitsbedingungen  kommt,  und  die  Möglichkeit,  bspw.  eine  Anzeige
aufgrund  sexualisierter  Gewalt  zu  erstatten,  wird  ebenfalls  stark
eingeschränkt.

Gleichzeitig  wird  mit  einer  Illegalisierung  auch  die  Stigmatisierung  der
Sexarbeitenden  befestigt  und  sie  werden  ihrer  aktuellen  ökonomischen
Grundlage beraubt, ohne aktive Unterstützung und Berufsalternativen. Des
Weiteren fördert es auch Sextourismus. Wenn es nicht möglich ist, in der
Heimat an diese Dienstleistungen zu kommen, fliegt man eben für wenig
Geld in den Urlaub und lässt sich da bedienen, wo die meisten Personen
wirklich  Zwangsprostituierte  und  die  Arbeitsbedingungen  viel  schlimmer
sind. Das Nordische Modell ist letztlich ein Weg in die Sackgasse, weil es die



Verhältnisse, die es zu bekämpfen vorgibt, nur illegalisiert und verlagert. Es
stellt  ironischer  Weise  an  ein  patriarchales  System  die  Aufgabe,  eine
Tätigkeit  abzuschaffen,  von  welcher  es  insbesondere  auch  profitiert.
Außerdem ist es realitätsfern zu glauben, dass der bürgerliche Staat wirklich
das  Interesse  verfolgt,  Sexarbeit  abzuschaffen,  ohne  Sexarbeitende  zu
kriminalisieren, und es überhaupt möglich ist, diese Arbeit, genauso wie ganz
grundsätzlich die Lohnarbeit, innerhalb des Kapitalismus abzuschaffen.

Vier Ansatzpunkte
Was aber ist nun die Lösung? Grundsätzlich müssen wir als MarxistInnen an
vier  Punkten  ansetzen.  Erstens  müssen  wir  Seite  an  Seite  mit
SexarbeiterInnen für die komplette Entkriminalisierung und gegen jegliche
Repression  von  staatl icher  Seite  kämpfen  sowie  für  bessere
Arbeitsbedingungen und Selbstorganisierung  (natürlich auch in Form von
Selbstverteidigungsstrukturen) eintreten, denn nur wenn die Sexarbeit ohne
Zuhälterei  und Kriminalisierung organisiert  ist,  kann überhaupt erst  eine
Kontrolle  über  die  Verkaufs-  und  Arbeitsbedingungen  durch  die
SexarbeiterInnen selbst durchgesetzt werden. Das inkludiert natürlich nicht
nur  die  Selbstorganisierung am Arbeitsplatz,  sondern  schließt  auch  eine
gewerkschaftliche Organisierung mit ein (wie es sie zeitweise bei ver.di in
Hamburg gab), um größeren Druck im Kampf gegen Diskriminierung und für
ArbeiterInnenrechte auszuüben, der Vereinzelung der Sexarbeitenden und
der Stigmatisierung entgegenzuwirken.

Auf der anderen Seite ist es aber natürlich auch notwendig, den Personen,
welche unter dem ökonomischen Zwang und den teilweise sehr schlechten
Arbeitsbedingungen  leiden,  eine  Möglichkeit  zu  bieten,  ohne  größere
Probleme auszusteigen. Dahingehend müssen wir uns für kostenfreie und
seriöse  Beratungsstellen  und  bezahlte  Umschulungen,  Aus-  und
Weiterbildungen  für  berufliche  Alternativen  einsetzen.  Nur  wenn  der
ökonomische Zwang und die Illegalisierung entfallen, können Ausstieg und
Umschulung eine attraktive reale Option werden. Ansonsten bleiben sie eine
schöne, aber letztlich leere Versprechung.

Egal,  wofür  sich  die  individuelle  Person  entscheidet,  es  gilt  das



Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper und die Person sollte in
ihrer  Entscheidung  unterstützt  werden,  natürlich  ohne  einerseits  die
Sexarbeit  zu  stigmatisieren  oder  andererseits  sie  zu  romantisieren.

Um Zwangsprostitution insbesondere in Kombination mit Menschenhandel
entgegenzuwirken, müssen wir uns neben ihrem Verbot auch für offenen
Grenzen und StaatsbürgerInnenrechte für alle einsetzen, denn nur so kann
den Versprechungen eines besseren Lebens in einem fremden Land unter
Kontrolle von Mafiastrukturen entgegengewirkt werden.

Langfristig muss das Ziel von MarxistInnen darin bestehen, die materielle
gesellschaftliche Basis umzugestalten und somit die ökonomischen Zwänge
zu  zerstören,  die  Menschen  dazu  nötigen,  sexuellen  Dienstleistungen
aufgrund von Gewalt oder Not nachzugehen. Es wäre allerdings verkürzt und
nicht  hilfreich,  ein  Verbot  zu  fordern,  da  sich  Prostitution,  wie  bereits
beschrieben,  nicht  einfach  abschaffen  lässt,  zumal  nicht  innerhalb  einer
kapitalistischen und patriarchalen Gesellschaft, die diese erst hervorgebracht
hat.  Dementsprechend ist  es natürlich auch nötig,  eine Massenbewegung
aufzubauen,  in  welcher  SexarbeiterInnen  Seite  an  Seite  mit  allen
Unterdrückten gemeinsam für das Ende von Kapitalismus und Patriarchat
kämpfen können, ohne stigmatisiert zu werden.


